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DIE  ARBEITSTEILUNG  ZWISCHEN 
SPARKASSEN  UND  DEPOSITENKASSEN. 

Von 

WALTER  HOFFMANN. 

Erster  Artikel. 

I.  Einleitung. 

I.  Allgemeines. 

§  I- 

lieber  die  Abgrenzung  der  Begriffe  Spargelder  und  Depo- 
sitengelder ist  lebhaft  gestritten  worden,  und  auch  jetzt  gehen  die 
Ansichten  darüber  noch  weit  auseinander.  In  dieser  Arbeit  sind 
unter  Spargeldern  solche  Einlagen  verstanden,  die  als  dauernde 
Anlage^)  beabsichtigt  sind,  mögen  sie  auch  tatsächlich  häufig 
bald  wieder  abgehoben  und  konsumiert  werden,  sei  es  aus  Not, 
Mangel  an  Energie  oder  sonstigen  Gründen.  Unter  Depositen- 
geldern verstehen  wir  dagegen  solche  Einlagen,  die  nur  als  vor- 
übergehende Anlage  gedacht,  also  in  der  Regel  zur  Kon- 
sumtion bestimmt  sind.  Die  Spargelder  sind  also  Einkommens- 
teile, die  zum  Zwecke  der  Vermögensbildung  eingezahlt 
werden,  Depositengelder  dagegen  solche,  die  zur  Konsumtion 
dienen  sollen,  vorläufig  aber  noch  entbehrlich  sind. 

In  ähnlicher  Weise  definiert  auch  Netmiann-Hofer'^)  die  bei- 
den Begriffe;   nach  ihm  stammen  die  Depositengelder  vorzugs- 

1)  Wiernik  (Die  Depositenkasse,  1912,  S.  185)  sagt,  daß  unter  Sparguthaben 
solche  Geldkapitalien  zu  verstehen  seien,  welche  zur  Thesaurierung  einge- 
zahlt werden,  versteht  aber  sonderbarerweise  unter  Thesaurierung  nicht  bloß  Ver- 
mögensbildung, sondern  auch  vorübergehende  Aufbewahrung  von  Geldern,  die  zur 
Konsumtion  bestimmt  sind.  Unter  Depositengeldern  versteht  er  infolgedessen  in 
der  Hauptsache  nur  Guthaben,  die  der  Bankkunde  für  Spekulationszwecke  einge- 
zahlt hat. 

2)  Depositengeschäfte  und  Depositenbanken,  1894,  S.  15. 


40 


Walter  Hoffmann : 


weise  aus  den  höheren  Einkommensklassen  und  sind  dazu  be- 
stimmt, in  absehbarer  Zeit  verbraucht  oder  anderweitig  verwendet 
zu  werden,  die  Spargelder  dagegen  ausschließlich  aus  den  nie- 
deren und  mittleren  Einkommensklassen  und  sind  fast  niemals 
dazu  bestimmt,  bald  verbraucht  zu  werden. 

Riesser^)  sagt  sehr  richtig,  der  Spareinleger,  der  meist  den 
mittleren  oder  unteren  Volksschichten  angehöre,  wolle  eine  dau- 
ernde und  sichere  Aufbewahrung  und  Verwaltung  tunlichst 
hoch  zu  verzinsender  Spargelder,  der  Depositengläubiger,  der  meist 
den  mittleren  und  höheren  Klassen,  namentUch  dem  Kreise  der 
Gewerbetreibenden,  angehöre,  wolle  —  wenigstens  in  der  Regel 
—  lediglich  die  vorübergehende,  daher  auch  meist  nur 
niedrig  verzinsliche  Uebernahme  und  Nutzbarmachung  ver- 
fügbarer Kapitalien^). 

Die  oberen  Volksschichten  legen  ihre  Ersparnisse  in  der 
Regel  in  Wertpapieren,  Hypotheken,  Grundstücken,  Unterneh- 
mungen u.  dgl.  an,  während  die  unteren  Volksschichten  ihre  Er- 
sparnisse in  der  Regel  Sparkassen  anvertrauen,  die  ihrerseits  auf 
eigene  Rechnung  die  Gelder  in  Wertpapieren,  Hypotheken 
u.  dgl.  anlegen.  Die  Sparkasse  nimmt  dem  Kunden  die  Sorge 
für  die  Anlegung  ab  und  bewahrt  ihn  so  vor  Verlusten;  die  Ban- 
ken vermitteln  die  Anlegung  nur  auf  Rechnung  und  Gefahr  des 
Kunden.  So  kommt  es,  daß  die  »Spargelder«  in  der  Regel  von 
den  unteren  Volksklassen  stammen.  Andrerseits  stammen  die 
Depositengelder  in  der  Regel  von  den  oberen  Volksklassen,  weil 
nur  sie  ins  Gewicht  fallende  Beträge  an  vorübergehend  verfüg- 
baren Geldern  besitzen.  Aus  dem  kurzen  Leben  vieler  Sparbü- 
cher darf  man  aber  schließen,  daß  auch  die  unteren  Klassen  mit 
den  zur  dauernden  Anlage  bestimmten  Geldern  auch  bloß  vor- 

1)  Die  Deutschen  Großbanken  und  ihre  Konzentration,  4.  Aufl.,  S.  169  f. 

2)  Wenn  Riesser  aber  fortfährt,  der  Depositengläubiger  wolle  die  Uebernahme 
der  Kapitalien  nur  insolange,  als  er  sie  nicht  in  Wertpapieren,  Hypotheken  oder  Unter- 
nehmungen dauernd  anlege,  so  kann  man  ihm  darin  kaum  beipflichten.  Die  Depo- 
sitengelder sind  unmöglich  in  der  Regel  als  provisorische  Vermögens- 
anlage gedacht,  sondern  in  der  Regel  zur  Konsumtion  im  Geschäft  usw. 
bestimmt.  Ebenso  trifft  nicht  zu,  was  Riesser  weiter  sagt:  Der  Spareinleger  habe 
nur  ein  Gesicht,  er  sei  Spargeldeinleger  und  nur  das;  der  Depositengläubiger  habe 
ein  Proteusgesicht,  er  sei  heute  kraft  seiner  Depositen  Gläubiger,  morgen  kraft 
seiner  Kontokorrent-  und  sonstigen  Verbindung  mit  der  Bank  Schuldner.  Denn 
sehr  viele  Depositengläubiger  (Rentner,  Beamte,  reiche  Geschäftsleute  und  Indu- 
strielle) nehmen  den  Kredit  der  Bank  gar  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  in  An- 
spruch, sind  also  der  Regel  nur  Gläubiger  der  Bank. 
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Übergehend  verfügbare  Gelder  einzahlen,  insbesondere  z.  B.  kleine 
Beamte,  die  ihr  Gehalt  in  größeren  Zeitabschnitten  erhalten,  oder 
kleine  Landwirte  nach  dem  Verkauf  der  Ernte  usw. 

Der  kleine  Sparer  wird  also  nicht  zwischen  Spareinlagen  und 
Depositengeldern  unterscheiden,  sondern  beides  auf  die  Sparkasse 
bringen.  Auch  die  Sparkasse  braucht  hier  keine  Unterscheidung 
zu  machen,  sie  ist  eben  für  die  unteren  Volksschichten  da,  ob 
diese  nun  Spargelder  oder  Depositengelder  ihr  anvertrauen.  Da- 
gegen gehören  die  Depositengelder  der  oberen  Volksklassen  in 
die  Banken  und  deren  Filialen  bez.  Depositenkassen. 

Neben  den  unteren  Volksschichten  kommen  als  Sparkassen- 
einleger noch  in  Betracht  Personen  mit  geringem  eigenen  Ver- 
mögen oder  geringer  Erfahrung  in  Geldangelegenheiten,  vor 
allem  Unmündige  und  Frauen;  Personen,  deren  Vermögen  von 
Dritten  (Vormündern,  Pflegern)  verwaltet  wird;  weiter  juristische 
Personen,  bei  denen  die  Anlegung  des  Vermögens  aus  sozialen 
und  anderen  Gründen  unbedingt  sicher  sein  muß  (z.  B.  Stiftungen, 
gemeinnützige  Vereine  usw.).  Die  Sparkassen  sind  also,  allge- 
mein gesagt,  für  die  Kreise  der  Bevölkerung  bestimmt,  die  mit 
dem  Bankwesen  nicht  vertraut  sind,  weiter  aber  auch 
für  Personen,  die  für  das  Bankwesen  nicht  geeignet  sind; 
in  erster  Linie  sind  das  natürlich  die  unteren  sozialen  Klassen. 
Die  Geschäftsverbindung  mit  einer  Bank  schließt  immer  ein  ge- 
wisses Risiko  in  sich,  die  Banken  sind  Erwerbsinstitute,  die  dar- 
auf bedacht  sind,  einen  möglichst  hohen  Gewinn  zu  erzielen.  Und 
deswegen  eignen  sich  die  genannten  Bevölkerungskreise,  insbe- 
sondere die  unteren  Volksschichten,  nicht  für  sie,  da  es  bei  der 
Anlegung  ihrer  Ersparnisse  in  erster  Linie  auf  absolute  Sicher- 
heit ankommt.  Für  sie  eignen  sich  vielmehr  nur  die  Sparkassen, 
da  sie  in  der  Regel  diese  Sicherheit  bieten^). 

Es  ist  bedenklich,  wenn  Banken  und  Depositenkassen  durch 
Gewährung  hoher  Zinsen  die  Gelder  dieser  unerfahrenen  Kreise 
anlocken,  da  sie  ja  niemals  eine  unbedingte  Sicherheit  gewähren 
können.  Andrerseits  ist  es  auch  nicht  zu  billigen,  wenn  die  Spar- 
kassen häufig  Depositengelder  von  solchen  Kreisen  annehmen, 
die  sich  lediglich  deswegen  an  die  Sparkassen  wenden,  um  den 
höheren  Zinsfuß  mitzunehmen.    Zeigt  sich  eine  bessere  Anlage- 

i)  Zu  beachten  ist  auch,  daß  solche  Kreise  sich  leicht  zu  Spekulationen  ver- 
leiten lassen,  wenn  sie  sich  statt  an  Sparkassen  an  Banken  wenden.  Dieser  Ge- 
fahr dürfen  sie  aber  nicht  ausgesetzt  werden. 
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möglichkeit,  so  wenden  sie  sich  sofort  ab  und  entziehen  den  Spar- 
kassen ihre  KapitaUen  Durch  das  Abfließen  dieser  Depositen- 
gelder in  Zeiten  der  Geldknappheit  können  die  Sparkassen  leicht 
in  Verlegenheit  gebracht  werden.  Umgekehrt  kann  auch  über- 
reichlicher Geldzufluß  in  Zeiten  der  Geldflüssigkeit  störend  auf 
die  Sparkassen  einwirken.  Es  ist  daher  ein  Maximalbetrag  der 
Einlagen  ganz  angebracht,  der  allerdings  nicht  zu  niedrig  bemes- 
sen zu  sein  braucht  (etwa  8 — lOoooMk.)  und  für  Mündelgelder 
sowie  für  gemeinnützige  Vereine  usw.  vielleicht  ganz  in  Wegfall 
kommen  kann,  da  es  sich  hier  nicht  um  Depositengelder,  sondern 
um  Anlagekapitalien  handelt. 

Eine  allgemeine  bankmäßige  Ausgestaltung  der  Sparkassen, 
die  schließlich  die  Folge  allzustarker  Annahme  von  Depositen- 
geldern sein  müßte,  ist  gleichfalls  nicht  zu  wünschen,  da  sie  dann 
leicht  zu  spekulativeren  Geschäften  verleitet  werden  können.  Nur 
insofern  würde  eine  etwas  bankmäßigere  Ausgestaltung  zu  be- 
grüßen sein,  als  ein  Bedürfnis  für  die  spezifischen  Sparkassen- 
kunden vorliegt. 

Zwischen  Sparkassen  und  Banken  stehen  die  Kreditgenossen- 
schaften, auch  Volksbanken  genannt.  Sie  haben  die  Aufgabe, 
durch  Vereinigung  einer  großen  Zahl  von  Mitgliedern  vermittels 
der  eingeschossenen  Beiträge  und  durch  die  Solidarhaft  eine  solide 
Kreditbasis  zu  bieten  und  den  Beteiligten  unter  Bürgschaft  von 
anderen  Mitgliedern  Darlehen  zu  mäßigem  Zinsfuß  für  kurze  Zeit 
zu  gewähren.  Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  vor  allem  auf  den  im 
Gewerbe  oder  in  der  Landwirtschaft  tätigen  Mittelstand.  Natur- 
gemäß müssen  sie  eine  bankmäßige  Ausgestaltung  erfahren;  den 
Sparkassen  bereiten  sie  erfolgreiche  Konkurrenz,  da  sie  beweg- 
licher und  nicht  bureaukratisch  sind.  Durch  die  Verbindung  mit 
Sparkassen  und  Eröffnung  von  Kontokorrenten  suchen  sie  Geld- 
mittel zum  Betrieb  zu  gewinnen.  So  entziehen  sie  den  Sparkas- 
sen manche  Kapitalien.  Von  den  Kreditgenossenschaften  können 
die  Sparkassen  manches  lernen  ;  die  Sparkassen  haben  von  jeher 
eine  gewisse  Schwerfälligkeit  und  Abneigung  gegen  Reformen 
gezeigt. 

Andrerseits  braucht  nicht  betont  zu  werden,  daß  die  Spar- 

i)  Auch  Reusch  (Zinspolitik  der  Sparkassen.  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik 137.  I.  2.  Bd.  S.  178),  der  die  Annahme  von  hohen  Einlagen  stark  befür- 
wortet, gibt  zu,  daß  die  Sparkassen  dadurch  vom  Kapitalmarkt  abhängig  werden, 
wodurch  aber  fraglos  die  Sicherheit  der  Sparkassen  herabgemindert  wird. 
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kassen  gegenüber  den  Kreditgenossenschaften  ihren  eigenen  Cha- 
rakter bewahren  müssen,  da  die  Kreditgenossenschaften,  ebenso 
wie  die  Depositenkassen,  gleichfalls  andere  volkswirtschaftliche 
Ziele  verfolgen  als  die  Sparkassen,  wenn  sie  ihnen  auch  näher 
verwandt  sind  als  die  Depositenkassen.  Insbesondere  pflegen  sie 
im  Gegensatz  zu  den  Sparkassen  nur  den  kurzfristigen  Kredit 
(Personalkredit). 

2.  Zweck  der  Sparkassen  und  D  e  p  o  s  i  t  e  n  k  a  s  s  en. 

§  2- 

Die  Sparkassen  sind  gemeinnützige  Einrichtungen  und  haben 
als  solche  in  erster  Linie  den  Zweck,  den  unteren  Volksschichten 
zur  Kapitalbildung  behilflich  zu  sein  und  ihnen  unbedingte  Sicher- 
heit für  Anlegung  ihrer  Ersparnisse  zu  gewähren.  Die  Sparkas- 
sen sollen  ferner  den  Sparsinn  und  den  Spartrieb  der  unteren 
Klassen  nach  Möglichkeit  fördern,  damit  diese  an  Ordnung  im 
Wirtschaftsleben  und  an  soliden  Lebenswandel  gewöhnt  werden 
und  sich  in  Zeiten  des  Ueberflusses  für  die  Zeiten  der  Not  und 
Bedrängnis  etwas  zurücklegen.  Diese  kleinen,  durch  Arbeit 
und  Sparsamkeit  errungenen  Kapitalien  bilden  auf  der  anderen 
Seite  in  ihrer  Gesamtheit  ein  mächtiges  Mittel  zur  Hebung  des 
Kreditwesens,  indem  sie  auf  dem  Wege  des  Real-  und  Personal- 
kredites wieder  fruchtbar  gemacht  werden.  NatürHch  müssen  die 
Sparkassen  in  ihrer  Kreditgewährung  stets  besonders  vorsichtig 
sein;  sie  dürfen  ihren  ersten  Gesichtspunkt,  Sicherheit  der  Spar- 
einlagen, nicht  aus  dem  Auge  verlieren  und  nicht  auf  einen  Unter- 
nehmergewinn hinarbeiten.  Bleibt  nach  Deckung  der  Verwaltungs- 
kosten und  nach  Auffüllung  des  Reservefonds  noch  ein  Ueber- 
schuß,  so  ist  dieser,  dem  gemeinnützigen  Charakter  der  Sparkas- 
sen entsprechend,  nur  im  Interesse  der  Sparer  oder  wenigstens 
für  soziale  Zwecke  zu  verwenden.  Keineswegs  aber  sollen  solche 
Ueberschüsse  seitens  der  Garantieverbände  zur  dauernden  Ent- 
lastung des  Gemeindeetats  benutzt  werden;  es  ist  durchaus  ge- 
rechtfertigt, wenn  die  Forderung  erhoben  wird,  derartige  Ueber- 
schüsse entweder  zu  gemeinnützigen  Zwecken  zu  verwenden  oder 
den  Sparern  selbst  wieder  zugute  kommen  zu  lassen  etwa  in  Ge- 
stalt von  Sparprämien. 

Die  Zinspolitik  der  Sparkassen  muß  sich  auf  einer  mittleren 
Linie  bewegen ;  sie  muß  einerseits  danach  streben,  den  Einlagen- 
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Zinsfuß  möglichst  hoch  zu  gestalten,  andrerseits  muß  berücksich- 
tigt werden,  daß  mit  der  Erhöhung  des  Einlagenzinsfußes  auch 
eine  Erhöhung  des  Hypothekenzinsfußes  verbunden  sein  kann. 
Volkswirtschaftlich  ist  es  aber  vielleicht  ebenso  wichtig,  den  Hy- 
pothekenzinsfuß möglichst  niedrig  zu  gestalten  wie  den  Einlagen- 
zinsfuß zu  erhöhen.  Denn  ein  niedriger  Hypothekenzinsfuß  wird 
eine  Rückwirkung  auf  die  Wohnungspreise  ausüben,  da  ja  die 
Mieter  die  Hypothekenzinsen  zu  tragen  haben.  Andrerseits  muß 
der  Einlagenzinsfuß  derartig  bemessen  sein,  daß  der  Einleger  eine 
angemessene  Verzinsung  erhält,  die  sich  ungefähr  auf  derselben 
Höhe  bewegt  wie  der  Zinsfuß  unserer  Staatspapiere. 

Die  Sparkassen  sind  neben  der  Zwangsversicherung  ein  wich- 
tiges soziales  Hilfsmittel  zur  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage 
der  unteren  Volksschichten.  Sie  erleichtern  die  Kapitalbildung 
auch  in  den  niedrigen  Klassen  der  Bevölkerung,  sie  verschaffen 
so  ihren  Einlegern  eine  kleine  Besitzrente  und  fördern  sie  in  dem 
Bemühen,  allmählich  Selbständigkeit  zu  erringen.  So  wirken  die 
Sparkassen  darauf  hin,  den  Unterschied  zwischen  Arm  und  Reich 
zu  verringern,  den  Gegensatz  zwischen  Arbeiter  und  Kapitalist 
einigermaßen  auszugleichen ;  sie  geben  strebsamen  Elementen  die 
Möglichkeit,  sich  oder  wenigstens  ihren  Kindern  den  Aufstieg  auf 
der  sozialen  Stufenleiter  zu  erleichtern.  Die  Sparkassen  haben 
also  nicht  bloß  allgemeinvolkswirtschaftliche  Aufgaben  zu  erfüllen, 
sondern  es  kommt  ihnen  eine  ausgesprochene  sozialpolitische 
Bedeutung  zu. 

Die  Depositenkassen  (wie  überhaupt  die  Banken)  wollen  da- 
gegen sozialpolitisch  gar  nicht  wirken.  Ihre  volkswirtschaftliche 
Aufgabe  besteht  in  erster  Linie  darin,  die  müßig  Hegenden  Gelder 
anzusaugen  und  volkswirtschaftlich  nutzbar  zu  machen.  Sie  sind 
aber  keine  gemeinnützigen  Einrichtungen,  sondern  privatwirt- 
schaftliche Erwerbsinstitute,  deren  Ziel  es  ist,  einen  möglichst 
hohen  Gewinn  zu  erreichen.  Ihre  Entstehung  verdanken  sie,  wie 
ja  schon  der  Name  besagt,  dem  Wunsche  der  Banken,  sich  durch 
Annahme  von  Depositen  neue  Betriebsmittel  zu  verschaffen,  da 
die  eigenen  Mittel  für  den  sich  vergrößernden  Geschäftskreis  der 
Banken  schUeßlich  nicht  mehr  ausreichten.  Die  Kreditbanken 
können  bekanntlich  als  Betriebsmittel,  falls  es  sich  nicht  um  Pri- 
vatbankiers handelt,  die  mit  eigenem  Vermögen  arbeiten,  außer 
Aktienkapital,  Kommanditanteile  u.  a.  in  der  Hauptsache  nur 
Depositengelder  heranziehen.    Das  Notenausgaberecht  haben  in 
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Deutschland  nur  noch  die  Reichsbank  und  vier  Privatnotenbanken, 
und  das  Recht,  ObHgationen  auszugeben,  eignet  sich  nur  für  lang- 
fristigen Kredit  gewährende  Banken  (Bodenkreditinstitute). 

Nach  der  Art  der  Beschaffung  der  Betriebsmittel  kann  man 
in  Deutschland  demnach  drei  Hauptgruppen  von  Banken  unter- 
scheiden:  Notenbanken,  Kreditbanken  und  Bodenkreditinstitute. 
Die  Notenbanken  haben  in  dem  Notenausgaberecht  ein  sehr  be- 
wegHches  und  anpassungsfähiges  Mittel,  um  sich  das  jeweils  er- 
forderliche Betriebskapital  zu  verschaffen;  die  mit  der  Notenaus- 
gabe verbundenen  großen  Gefahren  haben  aber  dazu  geführt,  den 
Geschäftskreis  der  Notenbanken  eng  zu  beschränken  und  zwar 
in  der  Hauptsache  auf  das  Wechseldiskont-  und  das  Lombard- 
geschäft. Das  eigene  Kapital  (Aktienkapital)  spielt  bei  ihnen  eine 
relativ  untergeordnete  Rolle. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Bodenkreditinstitute,  die  sich  ihre 
Hauptbetriebsmittel  durch  Ausgabe  von  Obligationen  verschaffen, 
und  für  die  großen  (weniger  für  die  kleineren)  Kreditbanken,  da 
sie  (anders  in  England)  auch  die  Funktion  von  Depositenbanken 
übernommen  haben  und  die  Annahme  von  Depositen  in  stets 
wachsendem  Maße  betreiben. 

Das  Werkzeug  unserer  großen  Kreditbanken,  die  Depositen 
aufzusaugen,  sind  eben  die  Depositenkassen.  In  letzter  Zeit  sind 
auch  die  Provinzbanken  zur  Errichtung  von  Depositenkassen  vor- 
gegangen. Die  Depositenkassen  sind  geradezu  als  Saugrohre 
zu  bezeichnen,  durch  welche  müßigliegendes  Kapital  in  ein  Zen- 
tralsammelbecken, die  Hauptbank,  geleitet  wird.  Andrerseits  wird 
durch  sie  wieder  das  angesammelte  Kapital  in  Form  von  Kredit 
in  die  weitesten  Schichten  der  Bevölkerung  zurückgeleitet,  so- 
weit die  Hauptbank  das  Kapital  nicht  selber  für  Kreditgeschäfte 
braucht. 

Für  die  Kreditgewährung  kommen  in  erster  Linie  die  grö- 
ßeren gewerblichen  und  die  Handels- Unternehmungen  in  Frage. 
Dagegen  versagen  die  Depositenkassen  hinsichtlich  des  landwirt- 
schaftlichen und  größtenteils  auch  des  klein-  und  mittelgewerb- 
lichen Kredites.  Der  Grund  dürfte  einmal  darin  zu  suchen  sein, 
daß  die  Banken  in  der  Regel  ihren  Sitz  in  Groß-  und  Mittel- 
städten haben  und  für  das  platte  Land  noch  kaum  in  Betracht 
kommen,  und  ferner,  daß  die  Depositenkassen  und  Niederlas- 
sungen in  den  kleineren  Städten  von  der  Zentrale  stark  abhängig 
sind,  wodurch  ihre  Bewegungsfreiheit  sehr  gehemmt  wird.  Der 
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Großbetrieb  erfordert  eine  bureaukratisch  organisierte  Verwaltung, 
und  diese  erschwert  den  Einblick  in  die  kleinsten  Verhältnisse. 
Deshalb  muß  hier  der  genossenschaftliche  Zusammenschluß  ein- 
setzen, da  die  Mitglieder  einer  Genossenschaft  sich  gegenseitig 
kennen  und  ihre  Kreditfähigkeit  beurteilen  können. 

In  der  Kreditversorgung  der  genannten  Kreise  liegt  die  hohe 
volkswirtschaftliche  Bedeutung-  der  Depositenkassen.  Eine  sozial- 
politische Bedeutung  kommt  ihnen  dagegen,  wie  erwähnt,  nicht 
zu,  was  sich  auch  darin  zeigt,  daß  sie  privatwirtschaftliche  Er- 
werbsunternehmungen sind,  also  nach  möglichst  hohem  Gewinn 
streben.  Als  solche  sind  sie  naturgemäß  spekulativen  Charakters 
und  mit  erheblichem  Risiko  verbunden.  Aus  diesem  Grunde 
dürfen  sie  ihre  Betriebsmittel  nur  von  solchen  Bevölkerungskrei- 
sen heranziehen,  die  einen  eventuellen  Verlust  ertragen  können, 
also  nur  von  den  oberen  Schichten.  Für  diejenigen  Kreise,  die 
aus  sozialen  Gründen  vor  Verlusten  nach  Möglichkeit  geschützt 
werden  müssen,  eignen  sich  nur  absolut  sichere  und  auf  gemein- 
nützigen Prinzipien  beruhende  Einrichtungen,  wie  es  die  Sparkas- 
sen —  wenigstens  in  Deutschland  —  trotz  mancher  Abirrungen 
doch  zweifellos  sind. 

II.  Die  geschichtliche  Entwicklung  beider  Institutionen. 

I.  Vor  der  Reichsgründung. 
§  3. 

Die  Sparkassen  sind  Schöpfungen  der  neueren  Zeit,  die 
Depositenkassen  der  neuesten  ;  die  Voraussetzung  für  beide  ist 
eine  hochentwickelte  Kreditwirtschaft.  Indessen  sind  Aufbewah- 
rung und  sogar  Verzinsung  von  Geldern  schon  uralt.  Im  alten 
Babylon  nahm  das  angesehene  Haus  der  Igibi  bereits  Geldein- 
lagen zur  Verzinsung  an  Im  alten  Hellas  war  das  Depositen- 
geschäft der  Hauptgeschäftszweig  der  eigentlichen  Trapeziten, 
während  die  übrigen  Bankiers  den  Geldwechsel  und  die  Münz- 
prüfung besorgten.  Das  Depositengeschäft  diente  hauptsächUch 
zur  Zahlungsvermittlung  (Giro).  »Der  griechische  Bankier  arbeitet 
nicht  mit  eigenem  Betriebskapital,  sondern  fast  ausschließlich  mit 
den  fremden  Geldern,  die  bei  ihm  eingelegt  wurden,  oder  die  er 
selbst  von  Kapitalisten  aufnehmen  mußte.« 

i)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  3.  Aufl.  Artikel:  Banken  im 
Altertum. 
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Auch  in  den  großen  Heiligtümern  Delphi,  Ephesus,  Delos, 
Samos  wurde  viel  Geld  deponiert.  Die  Tempel  galten  als  beson- 
ders sichere  Hinterlegungsorte  infolge  ihrer  religiösen  Unverletz- 
lichkeit; so  haben  denn  auch  Städte,  einzelne  Herrscher,  aber 
auch  Privatleute  ihre  baren  Geldvorräte  den  Tempeln  anvertraut. 

In  Aegypten  nahmen  die  anscheinend  meistens  von  Griechen 
geleiteten  Staatsbanken  auch  Kapitaleinlagen  an. 

In  Rom  findet  gleichfalls  schon  früh  Annahme  von  Geldein- 
lagen durch  die  Argentarier  statt,  gelegentlich  verbunden  mit 
ausdrückHchem  Zinsversprechen.  Außerdem  gehörten  auch  Auf- 
nahme von  Anleihen  bei  Kapitalisten,  um  zu  Betriebsmitteln  zu 
gelangen,  zu  den  Passivgeschäften. 

Im  Mittelalter^)  gab  es  zunächst  nur  eine  Art  berufsmäßiger 
Vermittler  des  Geld-  und  Kreditverkehrs,  die  Geldwechsler.  Die 
ersten  berufsmäßigen  Geldleiher  waren  die  Juden,  denen  allmäh- 
lich in  den  Italienern  eine  Konkurrenz  erwuchs.  In  Italien  bil- 
deten sich  damals  die  Grundzüge  des  modernen  Bankwesens  aus. 
Die  Geldwechsler,  die  in  Genua  bereits  den  Namen  »Bancherii« 
führten,  später  Bancharoti  genannt  wurden,  sind  Bankiers  im  mo- 
dernen Sinne,  nehmen  Depositen  von  Kauf  leuten  an,  und  erteilen 
andrerseits  diesen  dagegen  Darlehen,  besonders  zum  Betrieb  über- 
seeischer Geschäfte.  Sie  vermitteln  den  Zahlungsverkehr  auf  dem 
Wege  der  Ueberweisung. 

So  entwickelte  sich  das  Bankgeschäft  zunächst  an  den  Mittel- 
meerplätzen ;  aber  bald  begannen  italienische  Geschäftsleute  auch 
anderwärts  Geldgeschäfte  zu  machen.  Anfangs  waren  es  beson- 
ders die  Bewohner  lombardischer  Städte,  daneben  auch  Bürger 
von  Gabors,  die  als  erste  berufsmäßige  Kreditvermittler  über  die 
Alpen  vordrangen.  Daher  stammt  auch  die  Bezeichnung  »Lom- 
barden« und  »Caorsinen«,  wie  damals  diese  Geschäftsleute  allge- 
mein genannt  wurden. 

Eine  besondere  Art  mittelalterlicher  Banken  waren  die  »Mon- 
tes  pietatis«,  gemeinnützige  Stiftungen,  die  den  Zweck  hatten, 
die  Minderbemittelten  aus  Wucherhänden  zu  befreien.  Aus  ihnen 
sind  später  die  modernen  Leihhäuser  hervorgegangen  ;  an  diese 
haben  sich  vielfach  die  ersten  Sparkassen  angeschlossen. 

Im  i6.  Jahrhundert  nahm  der  Geld-  und  Kreditverkehr  außer- 
ordentlich zu.    Die  vielen  Zusammenbrüche  von  Privatbankiers 

i)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Artikel:  Banken  vom  ii. 
bis  zum  17.  Jahrh. 
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gaben  den  Anlaß  zur  Errichtung  von  Girobanken,  die  in  der 
Regel  Staatsbanken  waren,  oder  wenigstens  unter  staatlicher  Auf- 
sicht standen.  Die  Girobanken  beschränkten  sich  im  wesentlichen  ^ 
auf  die  Zahlungsvermittlung ;  sie  schufen  besondere  Großhandels- 
währungen, um  den  schlechten  Münzverhältnissen  entgegenzu- 
wirken. Das  bedingte  eine  Fernhaltung  von  allen  Geschäften, 
die  spekulativen  Charakter  trugen. 

In  England  begannen  die  Goldschmiede  im  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  verzinsliche  Depositen  anzunehmen  und  liehen  sie 
an  die  oft  in  Finanznöten  befindliche  Regierung  aus.  Die  Schlie- 
ßung der  Staatskasse  im  Jahre  1672  führte  den  Bankrott  einer 
Anzahl  der  bedeutendsten  Goldschmiede  herbei.  Diese  Katastrophe 
führte  zu  einer  lebhaften  Bewegung  für  Gründung  einer  öffent- 
lichen, in  erster  Linie  für  die  Zahlungsvermittlung  bestimmten 
Bank.  Und  so  wurde  denn  1694  die  Bank  von  England  begrün- 
det. Sie  war  eine  Korporation  von  Staatsgläubigern,  die  ihr 
ganzes  Kapital  von  1200000^'  dem  Staat  darleihen  sollte.  Im 
Anschluß  an  die  Gewohnheiten  der  Goldschmiede  gab  sie  für 
bei  ihr  erworbene  Guthaben  schriftUche,  jederzeit  einforderbare 
Zahlungsversprechen,  aus  denen  sich  das  Notenwesen  entwickelt 
hat,  aus.  Die  Bank  von  England  wurde  dadurch  zur  Notenbank. 
Ihr  Geschäftskreis  war  aber  eng  begrenzt ;  sie  durfte  im  wesent- 
lichen nur  Handel  mit  Wechseln  und  Edelmetall  treiben.  Ihre 
Notenausgabe  aber  entwickelte  sich  nur  langsam,  obwohl  1708 
festgelegt  wurde,  daß  keine  Einzelfirma  und  keine  Gesellschaft 
von  mehr  als  6  Personen  Noten  ausgeben  dürfe.  Neben  der 
Bank  entstanden  kleine  Privatbanken,  welche  die  Notenemission 
mit  größerem  Eifer  und  Erfolge  betrieben;  insbesondere  gaben 
sie  kleine  Noten  aus.  In  den  Krisen  1792/3,  18 14 — 16  und  1825 
gingen  Hunderte  dieser  Privatbanken  zugrunde,  so  daß  sich  die 
Gesetzgebung  schließlich  veranlaßt  sah,  die  Ausgabe  kleiner  No- 
ten von  weniger  als  5  ^  zu  verbieten,  andrerseits  aber  die  Er- 
richtung von  Banken  mit  mehr  als  6  Gesellschaftern  in  der  Provinz, 
d.  h.  von  leistungsfähigen  Provinzialnotenbanken  zu  gestatten  (1826). 
Das  Notenwesen  der  kleinen  Privatbankiers  wurde  durch  das  Ver- 
bot der  Ausgabe  kleiner  Noten  unterdrückt,  so  daß  in  London 
und  Umgebung  die  Bank  von  England  praktisch  das  ausschließ- 
liche Notenausgaberecht  hatte. 

Nicht  Noten  ausgebende  größere  Banken  durften  auch  in 
London  gegründet  werden,  was  1833  ausdrücklich  gesetzlich  be- 
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stätigt  wurde.  Mit  anderen  Worten  :  der  Gründung  großer  De- 
positenbanken war  damit  in  England  freie  Bahn  geschaffen,  d.  h. 
solcher  Banken,  welche  als  Betriebsmittel,  abgesehen  von  ihrem 
eigenen  Kapital  (Gesellschaftskapital),  Depositengelder  heranzogen. 

In  Deutschland  fallen  die  Anfänge  des  Notenbankwesens 
eigentlich  erst  in  das  19.  Jahrhundert.  Zwar  finden  wir  auch 
schon  im  18.  Jahrhundert  Gründungen  von  Notenbanken,  so  die 
Königl.  Bank  in  Berlin,  doch  hat  sich  das  Notenwesen  sehr  lang- 
sam entwickelt.  Die  Königl.  Bank  in  Berlin,  eine  Gründung 
Friedrichs  des  Großen,  wurde  im  Jahre  1765  errichtet  und  erhielt 
1766  das  Recht  der  Notenausgabe.  Diese  hielt  sich  aber  in  sehr 
bescheidenen  Grenzen.  Ihre  Hauptbetriebsmittel  erhielt  die  Bank 
vielmehr  aus  der  Annahme  von  Depositen,  nachdem  durch  In- 
stitutionen von  1768  und  1769  die  Anlegung  der  Depositengelder 
der  Gerichte  und  Vormundschaftsbehörden  sowie  der  verfügbaren 
Gelder  aller  Stiftungen,  Spitäler,  Kirchen  usw.  bei  ihr  allgemein 
vorgeschrieben  wurde.  Auch  das  Girogeschäft  blieb  ohne  jede 
Bedeutung,  so  daß  die  Bank  keine  »Giro-  und  Lehnbank«,  son- 
dern eine  Depositenbank  war. 

Mit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  beginnt  die  Ges  chich  te 
der  Sparkassen.  Bisher  wurde  vielfach  die  Braunschweiger 
Leihhauskasse  (gegr.  1765)  als  älteste  Sparkasse  angesehen,  tat- 
sächlich nahm  sie^)  aber  Einlagen  nur  von  reichen  Leuten  gegen 
Ausstellung  von  Leihhausobligationen  an.  In  gleicher  Weise  ver- 
schaffte sich  die  Fürstliche  Leihekasse  zu  Detmold  (gegr.  1786) 
und  die  Castellsche  Kreditkasse  zu  Castell  (gegr.  1774)  ihre  Be- 
triebsmittel durch  Annahme  von  Einlagen  aus  den  besser  situierten 
Volksschichten  Braunschweig  und  Castell  haben  sich  aber 
später  zu  Sparkassen  umgewandelt,  Detmold  hat  sich  1804  eine 
Sparkasse  angegliedert.  Der  Zweck  der  genannten  Institute  war, 
die  Bevölkerung  vor  Bewucherung  zu  bewahren.  Castell  erreichte 
diesen  Zweck  durch  Regelung  des  Hypothekenwesens,  Braun- 
schweig und  Detmold  durch  Leihhausbetrieb. 

Die  Leihhäuser  sind  zu  dem  Zwecke  entstanden,  um  die  Ge- 
währung von  Darlehen  gegen  Faustpfand  ohne  die  Absicht  des 

1)  Vgl.  Zimmermann,  Die  Sonderregelung  des  Sparkassenwesens  im  Herzog- 
tum Braunschweig  [Scham,  Finanzarchiv  191 3). 

2)  Vgl.  Pfitzner^  Interessante  Sparkassensatzungen  in  Oesterreich-Ungar.-Spar- 
kassenzeitung  vom  5.  Okt.  12.  (Castell),  ferner  Derselbe,  die  Fürstl.  Landesspar- 
und  Leihekasse  zu  Detmold  (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  46)  19 13. 
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Gewinns  zu  betreiben  und  damit  den  Privatpfandverleihern  das 
Handwerk  zu  legen.  Die  privaten  Pfandleihen  waren  zu  Wucher- 
instituten geworden.  Um  nun  die  Bevölkerung  vor  derartigen 
Elementen  zu  bewahren,  ging  man  zur  Gründung  von  öffentlichen 
Leihhäusern  über.  In  Deutschland  fanden  sie  am  Anfang  des 
1 5.  Jahrhunderts  Eingang  ;  die  Geschäftsordnungen  der  damaligen 
Leihhäuser  wichen  nur  wenig  von  den  jetzt  üblichen  ab 

Während  also  der  Gedanke,  den  ärmeren  Volkskreisen  durch 
Gewährung  billigen  Kredites  zu  helfen,  schon  im  frühen 
Mittelalter  auftaucht;  finden  wir  den  Gedanken,  ihnen  durch  Er- 
richtung von  Sparkassen  zu  helfen,  erst  viel  später ;  die  Verwirk- 
lichung des  Gedankens  mußte  sogar  bis  zur  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  auf  sich  warten  lassen.  Die  Leihhäuser  wollten 
und  wollen  auch  jetzt  noch  der  armen  Bevölkerung  im  Falle  einer 
eingetretenen  pekuniären  Notlage  mittelst  Gewährung  billiger 
Darlehen  die  Ueberwindung  der  Notlage  durch  eigene  Kraft  er- 
möglichen ;  die  Sparkassen  dagegen  waren  als  vorbeugende 
Anstalten  gedacht  und  wollen  die  ärmere  Bevölkerung  vor  Not- 
lagen bewahren,  wie  auch  deutlich  aus  den  Zweckbestimmungen 
der  ältesten  Sparkassen  hervorgeht.  Der  ärmeren  Bevölkerung 
sollte  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  sich  kleine  Kapitalien  an- 
zusammeln, um  im  Falle  der  Not  eine  pekuniäre  Reserve  zu  be- 
sitzen, so  daß  sie  weder  auf  Kredit  noch  auf  die  öffentHche  Ar- 
menunterstützung angewiesen  war,  also  gar  nicht  erst  in  eine 
pekuniäre  Notlage  kam^). 

Als  geistiger  Urheber  der  Sparkasse  gilt  Hugues  Delestre^ 
der  in  einer  Abhandlung  über  die  Gründung  von  Pfandhäusern 
von  der  Notwendigkeit  sprach,  Lohnarbeitern  die  Möglichkeit  des 
Ansammeins  kleiner  Ersparnisse,  die  verzinst  werden  sollten  und 
nach  Bedarf  zurückgezogen  werden  könnten,  zu  geben  (161 1). 
Eine  praktische  Durchführung  dieser  Ideen  aber  brachten  erst 
die  humanen  Bestrebungen  des  18.  Jahrhunderts,  die  auf  eine 
Reform  des  Armenwesens  gerichtet  waren.  Man  wollte  den  wenig 
bemittelten  Leuten  Gelegenheit  geben,  sich  Spargroschen  zu  sam- 


1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Artikel:  Leihhäuser. 

2)  Im  19.  Jahrhundert  kam  als  vorbeugendes  Mittel  die  Versicherung  auf,  die 
in  der  neuesten  Zeit  durch  Einführung  der  Zwangs  Versicherung  noch  wirksamer 
gestaltet  wurde.  Dadurch  ist  aber  weder  Sparkasse  noch  Leihhaus  noch  Öffentliche 
Armenunterstützung  überflüssig  geworden,  ja  nicht  einmal,  abgesehen  von  letzterer 
entbehrlicher. 
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mein,  um  sich  in  Not-  und  Unglücksfällen  vor  Verarmung  zu 
schützen. 

Als  erste  Sparkasse^)  in  Deutschland  gilt  die  im  Jahre  1778 
gegründete  Sparkasse  in  Hamburg.  Ins  Leben  gerufen  von  der 
patriotischen  Gesellschaft,  »zum  Nutzen  geringer,  fleißiger  Perso- 
nen beiderlei  Geschlechtes  als  Dienstboten,  Tagelöhner,  Hand- 
arbeiter, Seeleute  usw.«  errichtet,  sollte  sie  diesen  Gelegenheit 
geben,  auch  bei  Kleinigkeiten  etwas  zurückzulegen,  »ihren  sauer 
erworbenen  Not-  und  Brautpfennig  sicher  zu  einigen  Zinsen  be- 
legen zu  können,  wobei  man  hoffet,  daß  sie  diese  ihnen  verschaffte 
Bequemlichkeit  sich  zur  Aufmunterung  gewähren  lassen  mögen, 
um  durch  Fleiß  und  Sparsamkeit  dem  Staate  nützlich  zu  werden«. 
Die  Hamburger  Sparkasse  gehört  zu  der  auf  Betreiben  des  spä- 
teren Senators  Johann  Arnold  Günther  begründeten  allgemeinen 
Versorgungsanstalt  die  in  10  Klassen  zerfiel,  von  denen  die 
neunte  die  Ersparungsklasse  bildete.  1786  wurde  in  Oldenburg 
eine  Ersparungsanstalt  gegründet.  Nach  ihrem  Statut  sollte  sie 
den  im  Kleinen  erwerbenden  Klassen  zur  schnellen  und  sicheren 
zinslichen  Anlegung  ihrer  Ersparnisse  Gelegenheit  bieten.  Aus- 
nahmsweise konnte  jedoch  aus  besonderen  Gründen  mit  Geneh- 
migung des  Großherzogl.  Staatsministeriums  anderen  Personen 
die  Benutzung  der  Ersparungskasse  gestattet  werden  ^).  Es  folgten 
dann  die  Gründungen  der  Sparkassen  in  Kiel  (1796),  Göttingen, 
Altona  (1801),  der  Fürstlichen  Landessparkasse  zu  Detmold  (1804), 
der  Sparkasse  zu  Lauf  (1806). 

Eine  neue  und  entscheidende  Anregung  erhielt  das  Spar- 
kassenwesen nach  dem  Ende  der  Napoleonischen  Zeit,  die  über 
Deutschland  unsägliches  Elend  und  ungewöhnliche  Verarmung 
der  unteren  Volksschichten  gebracht  hatte. 

In  Preußen*)  wurde  18 18  die  erste  Sparkasse  in  Berlin  von 
den  städtischen  Behörden  errichtet.  Am  21.  April  18 18  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  begründet,  sollte  sie  in  erster  Linie 

1)  Ueber  die  Geschichte  der  Sparkassen  vergleiche:  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  Artikel :  Sparkassen;  Heidemann,  P„  Zur  Entwicklung  des  deut- 
schen Sparkassenwesens  1907.  Außerdem  für  Preußen:  Schmid-Brätner,  Das 
Sparkassen wesen  1862;  Knebel-Döberitz,  Die  preußischen  Sparkassen;  für  Sachsen: 
Braedt,  Das  Sparkassenwesen  in  Sachsen  1912;  für  Baden:  Hombiirger,  Das  Spar- 
kassenwesen jn  Baden  191 3.    (Schriften  des  Ver,  f.  Sozialp.  137  I  Bd.  i.) 

2)  Heidemattn  a.  a.  O.  S.  14. 

3)  Ebenda  S.  14. 

4)  Schmid-Brämer  a.  a.  O.  S.  165. 

4* 
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den  minder  begüterten  Einwohnern  eine  sichere  Gelegenheit  zur 
zinstragenden  Aufbewahrung  ihrer  kleinen  Kapitalien  eröffnen. 
1838  hatte  Preußen  schon  86  Sparkassen,  von  denen  die  bei 
weitem  größere  Zahl  Städten  unter  10000  Einwohnern  angehörte. 

Sowohl  in  Preußen  als  auch  in  den  übrigen  deutschen  Län- 
dern war  die  Beteiligung  von  Anfang  an  eine  recht  rege.  Für 
Preußen  war  das  Vorgehen  des  Aachener  Vereins  zur  Beförderung 
der  Arbeitsamkeit^)  von  günstigem  Einfluß.  Zugleich  gegründet 
mit  der  Aachen-Münchener  Feuerversicherungsgesellschaft  hatte 
er  von  dieser  die  Zusicherung  der  Hälfte  des  von  ihr  jährlich  er- 
zielten Reingewinnes  erhalten,  die  der  Verein  noch  durch  frei- 
willige Geschenke  und  durch  die  regelmäßigen  Beiträge  seiner 
Mitglieder  vergrößerte.  Mit  diesen  Mitteln  wollte  der  Verein  zur 
Beförderung  der  Arbeitsamkeit  seinen  Zweck  verfolgen,  nämlich : 
»Bettelei  und  Hilfsbedürftigkeit  in  Abnahme  zu  bringen«.  Zur 
Erreichung  dieses  Zieles  ging  man  an  die  Errichtung  von  Spar- 
und  Prämienkassen  ;  obgleich  erst  1834  mit  dieser  Einrichtung  be- 
gonnen wurde,  waren  1836  schon  6  der  ersten  und  10  der  zweiten 
Art  vorhanden.  Wie  sich  das  Sparkassenwesen  bis  1835  in 
Preußen  entwickelt  hat,  veranschaulicht  die  folgende,  Schmid- 
Brämer^  Das  Sparkassenwesen,  entnommene  Tabelle  ^) : 

Der  Zustand  des  Sparkasenwesens  1835  in  Preußen. 
Nach  Schmid-Brämer^  Das  Sparkassen wesen  Bd.  I  S.  169. 
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1  605  217 
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987  296 
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22 
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1 14  660 
161  612 
140  729 

28538 
4  230 

24  292 
9  799 

21  587 
2  790 
8  409 

17.78 
2.04 

24.61 
3.85 

18.13 

2-  15 

3-  51 

I  237  662. — 

277  737-— 
702  165.60 
528  163.56 

701 339.69 

243323-75 
738  782.30 

900  417. — 
217  629. — 
434  460.20 
334  278.50 
495623.03 
225  105.93 
384  056.67 

6  064  080. — 
636  762. — 
2  862  453  — 
2317  207.96 
2  625  144.67 

437275.01 
I  418728.80 

Im  ganzen  Staat 

12  089  259  80 

151  116 

99  645 

8.24 

4429  173.90 

2991  570-33 

16  361  651.44 

1)  Vgl.  Kahler,  Der  Aachener  Verein  zur  Beförderung  der  Arbeitsamkeit, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  19 10. 

2)  In  den  Spalten  2,  4,  6  und  8  wurden  einige  (zum  Teil  recht  grobe)  Rechen- 
fehler berichtigt.    Die  Tabelle  wurde  in  Mark  umgerechnet. 

3)  In  der  Provinz  Posen  bestand  damals  noch  keine  Sparkasse. 
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In  Preußen  hatte  sich  bis  zum  Jahre  1838  die  Tätigkeit  der 
Regierung  bei  der  Gründung  von  Sparkassen  ledigUch  darauf  be- 
schränkt, darüber  zu  wachen,  daß  die  von  den  Sparkassen  ge- 
troffenen Einrichtungen  im  Einklang  mit  der  allgemeinen  Landes- 
gesetzgebung blieben.  Nur  die  Sparkassen,  die  mit  einer  Leih- 
anstalt verbunden  waren,  wurden  schon  von  der  Gesetzgebung 
berührt,  der  Kabinettsordre  vom  28.  Juni  1826,  die  gewisse  Grund- 
sätze für  die  öffentlichen  städtischen  Leihanstalten  schuf.  Eine 
Anregung,  sich  mit  dem  Sparkassenwesen  zu  beschäftigen,  erhielt 
die  Regierung  infolge  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1833, 
Ausstellung  von  Papieren,  die  eine  Zahlungsverpflichtung  an  jeden 
Inhaber  enthalten,  verbietet,  sofern  nicht  die  königliche  Genehmi- 
gung hierzu  besonders  erteilt  ist^).  Da  nun  die  Sparkassenbücher 
bis  dahin  entweder  auf  den  Namen  des  Einlegers  oder  auf  jeden 
Inhaber  ausgestellt  waren,  sei  es  auf  Verlangen  des  Einlegers, 
sei  es  durch  statutarische  Bestimmungen,  so  entstand  jetzt  die 
Frage,  ob  das  Gesetz  auch  auf  Sparkassenbücher  Anwendung 
finde,  die  bisher  auf  den  Inhaber  lautend  ausgegeben  waren. 
Diese  Frage  wurde  entschieden  durch  die  Kabinettsordre  vom 
16.  April  1836,  die  besagte,  daß  die  bereits  bestehenden  Sparkas- 
sen in  der  Beibehaltung  der  bisherigen  Form  ihrer  Dokumente 
nicht  behindert  werden  sollten,  daß  dagegen  die  Errichtung  neuer 
Sparkassen  nur  unter  der  Bedingung  gestattet  würde,  daß  die 
Sparkassenbücher  nicht  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden.  Gleich- 
zeitig wurde  das  Staatsministerium  um  einen  Bericht  über  die  Re- 
gulierung des  Sparkassenwesens  ersucht,  und  damit  wurde  der 
Anstoß  zum  Erlaß  des  Reglements  vom  12.  Dezember  1838  ge- 
geben, das  die  allgemeinen  Regeln  für  die  Einrichtung  und  Ver- 
waltung der  Sparkassen  bestimmte.  Das  Reglement  ging  von 
der  Voraussetzung  aus,  daß  die  städtischen  Gemeinden  zur  Grün- 
dung von  Sparkassen  besonders  geeignet  seien.  In  einer  Zirku- 
larverfügung vom  27.  April  1850  des  landwirtschaftlichen  Mini- 
steriums an  die  Regierungskollegien  wurde  jedoch  der  Standpunkt 
des  Gesetzgebers  aufgegeben.  Die  Verfügung  empfahl  den  Erlaß 
des  Landesökonomiekollegiums  vom  31.  März  1850  an  die  Vor- 
stände der  sämtlichen  landwirtschaftlichen  Zentralvereine,  der  auf 
die  Errichtung  von  Kreissparkassen  und  die  Gründung  von  Hebe- 
stellen auf  dem  Lande  aufmerksam  machte ;  der  Kreisbezirk  wurde 
nunmehr  als  der  geeignetste  Bezirk  für  eine  Sparkasse  angesehen. 

i)  Schmid  a.  a.  O.  S.  170  ff. 
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Ein  Erlaß  der  königl.  Ministerien  für  Handel  und  für  das  Innere 
vom  19.  Juli  1854  führte  diesen  Gedanken  weiter  aus,  indem  er 
sagte,  daß  gerade  die  Kreisstände  weit  eher  in  der  Lage  wären, 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Garantie  der  Sparkassen  zu  über- 
nehmen als  kleine  Kommunen.  Die  königl.  Regierungen  sollten 
daher  durch  die  Landräte  darauf  hinwirken,  daß  mindestens  eine 
Sparkasse  in  jedem  Kreis  errichtet  würde.  Als  Musterstatut  stellte 
eine  weitere  Zirkularverfügung  derselben  Ministerien  vom  24.  Juli 
1854  das  Statut  der  Kreissparkasse  Bielefeld  hin.  Das  Regle- 
ment von  1838  hatte  eine  Frist  zur  Durchführung  der  neuen  Nor- 
mativbestimmungen festgesetzt,  jedoch  wurde  sie  nicht  mit  aller 
Strenge  eingehalten.  Auf  die  Weiterentwicklung  des  Sparkassen- 
wesens hatte  dies  nur  einen  günstigen  Einfluß,  stieg  doch  von 
1835  bis  1847  die  Zahl  der  Sparkassen  von  80  auf  191.  Insbeson- 
dere die  Tätigkeit  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeiten- 
den Klassen  in  Preußen^)  und  das  Entstehen  von  Kreissparkas- 
sen 2)  begünstigten  die  Entwicklung.  Nach  der  preußischen  Sta- 
tistik betrug  die  Zahl  der  Sparkassen  im  Jahr  1850  234,  das  Ein- 
lageguthaben 54,36  Mill.  Mk.  Im  Jahre  1860  belief  sie  sich  auf 
471,  1869  auf  560  in  den  alten  Provinzen,  917  in  den  alten  und 
neuen  Provinzen,  Die  Einlagen  stiegen  von  54,36  Mill.  Mk.  (1850) 
auf  151,38  Mill.  Mk.  (1860)  und  auf  343,82  bez.  471,56  Mill.  Mk.  2) 
(1869). 

In  Bayern  wurde  die  erste  Sparkasse  1806  in  Lauf  gegründet. 
Im  Jahre  18 16  forderte  eine  allgemeine  Verordnung  das  Armen- 
wesen betreffend,  die  Armenpfleger  auf,  nach  Umständen  für  die 
Bildung  von  Sparkassen  für  Zeiten  des  Alters  und  der  Not  zu 
sorgen.  Bis  zum  Jahre  1837  waren  64  Sparkassen  errichtet.  Im 
Jahre  1869  bestanden  253  Sparkassen  mit  276098  Büchern;  das 
Einlageguthaben  betrug  49,1  Mill.  Mk. 

In  Sachsen  wurde  am  i.  Januar  18 19  die  erste  Sparkasse  zu 
Königsbrück  ins  Leben  gerufen.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung 
dem  Grafen  Peter  Karl  Wilhelm  von  Hohenthal  und  sollte  allen 

1)  Vgl.  Denkschrift  des  Komites  des  Zentralvereins  für  das  Wohl  der  ar- 
beitenden Klassen  in  Preußen:  Einige  Worte  über  den  Zweck  und  die  künftige 
Wirksamkeit  des  Vereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  1844. 

2)  Die  ersten  Kreissparkassen  entstanden  in  den  30er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts, so  Schleusingen  (1831),  Schweinitz  (1837),  Heiligenstadt  (1838),  es  folgen 
dann  Worbis,  Nordhausen,  Bitterfeld,  Bielefeld  u.  a. 

3)  Vgl.  Seidel  und  Pfiizner,  Sparkassengesetzgebung  (Sehr.  d.  V.  f.  Soz. 
Bd.  137.  IV). 
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Einwohnern  und  Dienstboten  der  Herrschaft  Königsbrück  Ge- 
legenheit geben,  kleine  Ersparnisse  zinsbar  anzulegen.  Die  zweite 
sächsische  Sparkasse  wurde  von  dem  Wohltätigkeitsverein  »Zu 
Rat  und  Tat«  am  3.  Februar  1821  zu  Dresden  ins  Leben  ge- 
rufen und  am  16.  Mai  1828  von  der  Stadt  übernommen.  In  den 
folgenden  Jahren  hören  wir  fast  jährlich  von  einer  neuen  Spar- 
kassengründung, 1823  Freiberg,  1824  Zittau,  1825  Leipzig,  1826 
Grimma,  1830  Auerbach.  Es  kamen  dann  bis  Ende  1840  Bautzen, 
Meißen,  Leißnig,  Adorf,  Pirna,  Roßwein,  Plauen,  Kamenz,  Gro- 
ßenhain, Chemnitz,  Colditz  und  Zschopau  hinzu  ^).  Bis  zum  Jahre 
1845  waren  31  Sparkassen  errichtet,  1860  waren  es  115  und  1870 
142  Kassen.  Die  Einlagen  stiegen  von  8,1  Mill.  Mk.  (1845) 
51,0  Mill.  Mk.  (1860)  und  115,7  Mill.  Mk.  (1870). 

Württemberg  verdankt  die  Entstehung  seines  Sparkassen- 
wesens der  hochherzigen  Königin  Katharina.  Unter  dem  Ein- 
druck der  verheerenden  Wirkungen  des  Krieges  schuf  sie  18 16 
einen  allgemeinen  Wohltätigkeitsverein  und  befaßte  sich  auch  mit 
der  Gründung  einer  Sparkasse,  der  Württembergischen  Sparkasse 
in  Stuttgart;  ihre  Benutzung  stand  jedem  Angehörigen  der  ärmeren 
Volksklassen  frei.  Um  denjenigen,  die  ihre  Ersparnisse  nicht 
persönlich  der  Sparkasse  übergeben  konnten,  die  Benutzung  zu 
erleichtern,  wurde  Portofreiheit  für  alle  Brief-  und  Geldsendungen 
an  die  Sparkasse  und  von  derselben  an  die  betreffenden  Personen 
gewährt.  Die  Sparkasse  hat  eine  Reihe  von  Agenturen  im  Lande 
geschaffen,  1870  beliefen  sich  die  Einlagen  auf  10,2  Mill.  Mk. 

In  Baden  wurde  18 16  die  Sparkasse  in  Karlsruhe  gegründet; 
es  folgten  Mannheim,  Heidelberg  und  Freiburg.  In  Karlsruhe 
war  die  Mitgliedschaft  auf  Handwerker,  Dienstboten,  Tagelöhner 
und  Leute  dieses  Standes  beschränkt,  für  die  übrigen  Kassen 
waren  einschränkende  Bestimmungen  nicht  gegeben.  In  den  30er 
und  40er  Jahren  entstanden  viele  Privatspargesellschaften,  die 
später  mit  Uebernahme  der  Garantie  durch  eine  oder  mehrere  Ge- 
meinden eine  öffentHch-rechtliche  Stellung  erhielten.  1848  be- 
standen 35  Kassen,  1870:  97;  das  Einlageguthaben  betrug  1848: 
5,96  Mill.  Mk.,  1870:  50,5  Mill.  Mk. 

Das  Sparkassenwesen  Hessens  begann  mit  der  Gründung 
einer  Sparkasse  in  Groß-Gerau  im  Jahre  1826.  1830  bestanden 
2  Sparkassen,  1840:  20,   1850:  28,    1860:  29,    1870:  28  Kassen. 

1)  Braedt  a.  a.  O.  S.  2 — 4. 

2)  Württembergische  Sparkasse  in  Stuttgart,  Festschrift  1889. 
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Die  Einlagen  stiegen  von  0,2  Mill.  Mk.  (1830)  auf  4,2  Mill.  Mk. 
(1840),  8,5  Mill.  Mk.  (1850),  15,2  Mill.  Mk.  (1860),  26,0  Mill.  Mk. 
(1870). 

In  Elsaß-Lothringen  endlich  wurde  die  älteste  Sparkasse  1820 
in  Metz  errichtet.  1834 — 1839  wurden  die  meisten  Sparkassen 
gegründet,  die  zur  Zeit  der  Vereinigung  Elsaß-Lothringens  mit 
dem  Deutschen  Reich  vorhanden  waren.  Während  des  Krieges 
waren  die  Sparkassen  geschlossen;  am  i.  Januar  1872  nahmen 
37  Sparstellen  auf  Anordnung  der  Regierung  die  Geschäfte  wie- 
der auf. 

Wir  hatten  die  Geschichte  des  Bankwesens  bis  zum  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  verfolgt.  Bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhun- 
derts stehen  die  Notenbanken  im  Vordergrund  der  Kreditinteres- 
sen, sie  sind  die  einzigen  großen  Banken  und  übernehmen  des- 
halb auch  alle  möglichen  Kreditgeschäfte  neben  der  Notenaus- 
gabe. Mit  der  Entwicklung  der  Technik  im  19.  Jahrhundert  und 
mit  dem  Siegeszug  des  Großbetriebes  über  den  Kleinbetrieb  wuchs 
das  Kreditsystem  ins  Ungemessene  Die  Notenbanken  konnten 
sich  dieser  Aufgabe  nicht  unterziehen,  denn  die  Geschäfte  mit 
der  Industrie  bergen  ein  gewisses  Risiko.  So  entstanden  die 
Kreditbanken  im  modernen  Sinne.  Die  erste  Bank  dieser  Art 
war  die  Societe  generale  du  Credit  mobilier  in  Paris,  eine  Grün- 
dung der  Gebrüder  Pereire.  Die  Absicht  der  Gründer  war,  Ef- 
fekten der  verschiedensten  Art  anzukaufen  und  sich  hierdurch 
Einfluß  in  der  Industrie  zu  verschaffen.  Das  Geld  für  die  Effek- 
ten wollte  man  durch  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  auf- 
bringen In  Anlehnung  an  diese  französische  Gründung  ent- 
standen in  Deutschland  ähnliche  Kreditinstitute,  so  die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  (Darmstädter  Bank),  der  A.  Schaafthausen- 
sche  Bankverein,  die  Direktion  der  Diskontogesellschaft.  Sie 
waren,  wenn  sie  sich  auch  nicht  unerheblich  von  dem  Credit 
mobilier  unterschieden,  dennoch  in  zwei  Richtungen  von  ihm  be- 
einflußt worden,  insofern  als  sich  einerseits  ihr  Geschäftsprogramm 
in  den  Bahnen  desselben  bewegte,  andrerseits  aber  weil  sie  aus 
der  falschen  Geschäftspolitik  desselben  lernen  konnten,  die  Fol- 
gen einer  solchen  zu  vermeiden  Die  Banken,  wie  die  oben 
genannten,  fühlten  sich  in  erster  Linie  dazu  berufen,  der  Industrie 
Kapital  zur  Verfügung  zu  stellen.    Die  Ausschaltung  des  regulä- 

i)  Buchwald  a.  a.  O.  S.  II.  2)  Ebenda  S.  13. 

3)  Wiernik,  Z.,  Die  Depositenkasse  1912.    S.  Ii. 
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ren  Bankgeschäfts  (Annahme  von  Depositengeldern  usw.)  war  eine 
notwendige  Folge,  vielleicht  auch  eine  erwünschte,  ja  erforder- 
liche Voraussetzung.  Der  A.  Schaaffhausensche  Bankverein^)  er- 
klärte, daß  von  der  Vergrößerung  der  Depositen  im  Interesse  der 
Sicherheit  der  Bank  grundsätzlich  abgesehen  werden  sollte ;  da- 
gegen fanden  fortgesetzt  Kapitalserhöhungen  statt.  Und  die  Bank 
für  Handel  und  Industrie  bezeichnete  als  Aufgabe  der  Bank^): 
»durch  eigene  Beteiligung  und  durch  Anlage  fremder  Fonds  solide 
und  große  Unternehmungen  zu  fördern  und  nach  Kräften  durch 
die  auf  einem  hohen  Standpunkt  sich  darbietende  klare  Einsicht 
in  die  Gesamtlage  der  deutschen  Industrien  dazu  mitzuwirken, 
daß  Unternehmungsgeist  und  Kapital  in  die  richtigen,  den  Be- 
dürfnissen des  Augenblicks  entsprechenden  Bahnen  geleitet  wer- 
den«. Die  Banken  tätigten  ihre  sämtlichen  Geschäfte  aus  eigenen 
Mitteln ;  war  dies  nun  durchaus  nicht  möglich,  so  wurde  das 
Geld  durch  Ausgabe  von  Aktien  oder  Obligationen  der  von  ihnen 
finanzierten  Unternehmungen  aufgebracht.  Und  um  das  Absatz- 
gebiet der  von  ihnen  emittierten  Werte  zu  vergrößern,  gingen 
die  Banken  an  die  Gründung  von  Tochtergesellschaften  und 
Filialen.  So  errichtete  die  Darmstädter  Bank  1855  eine  Tochter- 
gesellschaft in  der  Bank  von  Süddeutschland,  im  gleichen  Jahr 
eine  Kommandite  in  New  York,  in  den  folgenden  Jahren  Ge- 
schäftsstellen in  Frankfurt  am  Main,  Mannheim,  Leipzig,  Wien 
und  anderen  Städten.  Die  Banken  sind,  wie  Wiernik  ganz  richtig 
sagt,  Verteilungsstellen  und  treten  interimistisch  mit  eigenem  Ka- 
pital als  reine  Emissions-  und  Effektenbanken  ein,  bis  die  Emis- 
sion beendet  ist.  Nirgends  ist  die  Sprache  von  einem  Depositen- 
verkehr, nur  Emissionen  und  Finanzierungen  bilden  den  Geschäfts- 
kreis der  Banken.  Mit  dem  Jahre  1870,  mit  der  Gründung  der 
Deutschen  Bank  trat  ein  Umschwung  in  der  Politik  der  Banken  ein. 


2.  Nach  der  Reichsgründung, 
a)  Die  Depositenkassen 

§  4- 

Die  Wirkung  der  großen  Geldsummen,  die  als  französische 
Kriegsentschädigung  in  überraschend  kurzer  Zeit  nach  Deutsch- 

i)  Geschäftsbericht  1850.  2)  Geschäftsbericht  1853. 

3)  Vgl.  Hoffmann,  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Depositenkassenwesens 
in  Deutschland.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  1914.    Bd.  48. 
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land  flössen,  war  für  das  wirtschaftliche  Leben  nicht  ohne  Be- 
denken. Das  Geld  sank  im  Werte,  die  Preise  für  Lebensbedürf- 
nisse und  die  Arbeitslöhne  stiegen.  Dazu  kam  ein  außerordent- 
licher Aufschwung  der  Industrie,  ja  des  ganzen  geschäftUchen 
Lebens,  ein  Aufschwung,  der  aber  in  kurzem  zu  einer  gefähr- 
lichen Ueberproduktion  führte.  Vor  allem  aber  wuchsen  die 
Aktienunternehmungen  pilzartig  aus  dem  Boden,  es  ist  die  Zeit 
der  sogenannten  *  Gründerjahre«.  Die  Banken  sahen  ihre  Tätig- 
keit vorzugsweise  in  der  Neugründung  und  Finanzierung  von  In- 
dustrieunternehmen. 

Ein  völlig  anderes  Geschäftsprogramm  und  damit  eine  ganz 
andere  Politik  entwickelte  die  1870  in  Berlin  gegründete  Deutsche 
Bank.  Zum  erstenmal  wurde  von  ihr  in  Deutschland  die  Pflege 
des  Depositengeschäfts  und  des  regulären  Bankgeschäfts  zum  Ge- 
schäftsprinzip gemacht.  Der  Grund  für  eine  derartige  Geschäfts- 
politik mag  vielleicht  darin  zu  suchen  sein,  daß  die  Gründer  der 
Ansicht  waren,  daß  die  Industrie  reichlich  mit  Kapital  versorgt 
sei,  daß  dagegen  unser  Handel  einer  kapitalkräftigen  Unterstützung 
bedürfe. 

Die  Deutsche  Bank  wollte  das  große  Problem  unserer  Un- 
abhängigkeit vom  Londoner  Geldmarkt  lösen.  Dazu  bedurfte  es 
in  erster  Linie  einer  Festigung  der  deutschen  Währung  und  der 
Schaffung  eines  konstanten  deutschen  Wechselkurses.  In  zwei 
Teile  gliederte  sie  von  Anfang  an  ihr  Geschäftsgebiet:  in  Aus- 
land- und  Inlandgeschäft.  Die  Pflege  des  Uebersee-  und  Aus- 
landgeschäftes brachte  mit  sich  die  Errichtung  von  Filialen, 
Tochtergesellschaften ;  Beteiligungen,  Verbindungen  und  Beziehun- 
gen zu  ausländischen  Banken.  Der  Umstand  aber,  daß  der  deut- 
schen Kundschaft  eine  billigere  Provisionsberechnung  infolge  der 
weitverzweigten  Geschäftsverbindungen  der  Deutschen  Bank  im 
Ausland  geboten  wurde,  mußte  ihr  einen  Anreiz  geben,  ihre  Ge- 
schäfte nicht  mit  den  teureren  ausländischen  Bankfirmen,  sondern 
mit  der  billigeren  deutschen  Bankfirma  abzuschließen.  Damit  war 
gleichzeitig  ein  weiterer  Grund  für  die  Pflege  des  Kontokorrent- 
und  Depositengeschäfts  gegeben,  für  das  Inlandgeschäft.  Denn 
es  war  als  sicher  anzunehmen,  daß  der  deutsche  Kaufmann,  der 
der  Deutschen  Bank  seine  ausländischen  Bankgeschäfte  übertragen 
hatte,  ihr  auch  die  Erledigung  seiner  gesamten  inländischen  Bank- 
geschäfte übergeben  würde.  Deshalb  mußte  sie  von  Anfang  an 
auf  die  Pflege  des  regulären  Bankgeschäfts  ihr  besonderes  Augen- 
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merk  richten.  So  verschaffte  sie  sich  einen  ausgedehnten  Kunden- 
kreis; sie  erreichte,  daß  sich  die  meisten  Geschäfte  desselben  bei 
ihr  konzentrierten,  und  erhielt  damit  auch  einen  entscheidenden 
Einfluß  auf  den  in-  und  ausländischen  Geldmarkt. 

Das  Geschäftskapital  betrug  zur  Gründung  5  Millionen  Taler. 
Zur  Erfüllung  der  vorgesteckten  Ziele  reichte  dieses  jedoch  bei 
weitem  nicht  aus.  Nicht  durch  Kapitalserhöhungen  allein,  son- 
dern vor  allem  durch  Annahme  fremder  Gelder  suchte 
die  Deutsche  Bank  ihren  Betriebsfonds  zu  verstärken.  Sie  be- 
mühte sich  in  möglichst  nahe  Berührung  mit  dem  Publikum  zu 
kommen ;  dies  geschah  teils  durch  Eröffnung  von  Filialen  wie 
1871  Bremen,  1872  Hamburg,  1886  Frankfurt  a.  M.,  teils  durch 
Errichtung  von  Depositenkassen. 

Während  bisher  (schon  seit  dem  Altertum)  die  Annahme 
müßig  liegender  Gelder  durch  Banken  in  relativ  mäßigem  Um- 
fange stattfand,  begann  man  nunmehr  durch  Ausbreitung  eines 
immer  enger  werdenden  Netzes  von  Filialen  und  Depositenkassen 
in  systematischer  und  imponierender  Weise  die  nicht  zu  dauern- 
der Anlage  bestimmten  und  nur  vorübergehend  verfügbaren  Gel- 
der in  die  Banken  zu  leiten  und  volkswirtschaftlich  nutzbar  zu 
machen.  Damit  griffen  die  Banken  aber  nicht  auf  das  Tätig- 
keitsgebiet der  Sparkassen  über,  denn  sie  wandten  sich  an  ganz 
andere  Volkskreise,  an  solche,  die  ihre  Ersparnisse  in  Grundbe- 
sitz und  Wertpapieren  anzulegen  pflegen,  also  an  die  vermögen- 
den Volksschichten.  Sie  wollten  das  bei  diesen  nutzlos  im  Hause 
in  Kasten  und  Schränken  ruhende,  zur  Konsumtion  bestimmte 
Geld  an  sich  ziehen  und  der  Volkswirtschaft  zuführen,  es  also  pro- 
duktiv verwerten,  solange  es  zur  Konsumtion  noch  entbehrlich  ist. 

Zunächst  begann,  wie  schon  gesagt,  die  Deutsche  Bank  mit 
der  Errichtung  von  Depositenkassen  in  Berlin.  Besonders  für 
Berlin  schien  die  Einrichtung  von  Depositenkassen  sehr  zweck- 
mäßig zu  sein,  da  einerseits  die  Einrichtungskosten  verhältnis- 
mäßig niedrige  waren,  andrerseits  aber  die  Wahrscheinlichkeit 
des  Ansaugens  von  Privatkapital  sehr  groß  war.  Die  erste  De- 
positenkasse in  Deutschland  wurde  im  Anfang  der  70er  Jahre  in 
der  Burgstraße  in  Berlin  errichtet.  Ueber  sie  spricht  sich  die 
Deutsche  Bank^)  wie  folgt,  aus:  y>Da.  unsere  in  der  Burgstraße  29 
befindliche  Depositenkasse  sich  nach  und  nach  zu  einer  bei  den 
Bewohnern  der  Umgegend  beliebten  und  von  denselben  fleißig 

i)  Geschäftsbericht  1876. 
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benutzten  Einrichtung  herausentwickelt  hat,  so  glaubten  wir  bei 
Verlegung  unseres  Hauptgeschäftes  in  die  Behrenstraße  dieselbe 
w^eiter  bestehen  zu  lassen  und  daneben  eine  gleiche  Einrichtung 
auch  in  den  neuen  Geschäftsräumen  treffen  zu  sollen.  Wie  lang- 
sam diese  Entwicklung  auch  vor  sich  geht,  so  bleiben  wir  doch 
von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  daß  in  Anbetracht  der  gro- 
ßen damit  verbundenen  Bequemlichkeiten,  namentlich  für  unseren 
kleinen  Handelsstand,  dieser  Geschäftszweig  noch  eine  bedeutende 
Zukunft  hat.«  Die  Verwaltung  der  Deutschen  Bank  sollte  mit 
ihrer  Ansicht,  die  damals  oft  angezweifelt  wurde.  Recht  behalten. 
Im  nächsten  Jahr  gab  sie  dem  Depositengeschäft  eine  selbständige 
Organisation;  sie  sagt  darüber^):  »In  der  Weise  der  englischen 
Banken  suchen  wir  dasselbe  (das  Depositengeschäft)  weiter  zu 
entwickeln,  indem  wir  mit  der  Annahme  der  Gelder  für  die  De- 
positenkunden zugleich  ein  Diskont-  und  Lombardgeschäft  ver- 
binden.« Hatte  die  Deutsche  Bank  mit  dem  Depositengeschäft 
auch  recht  günstige  Resultate  erzielt,  so  blieben  doch  die  übrigen 
Banken  bei  ihrer  alten  Geschäftspolitik.  Eine  Ausnahme  machte 
die  i88i  gegründete  Nationalbank  für  Deutschland-Berlin.  Im 
Geschäftsbericht  für  1882  wird  die  Eröffnung  von  drei  Depositen- 
kassen erwähnt,  die  einer  vierten  in  Aussicht  gestellt.  Schon  im 
nächsten  Jahre  ^)  konnte  die  Verwaltung  der  Nationalbank  für 
Deutschland  ein  befriedigendes  Resultat  der  Depositenkassen  auf- 
weisen. »Wir  wenden  diesem  Zweige«,  sagt  sie  weiter^),  »fort- 
gesetzt besondere  Aufmerksamkeit  zu.«  Und  auch  die  Deutsche 
Bank  gibt  wiederholt  ihrer  Befriedigung  über  die  guten  Resultate, 
die  sie  aus  dem  Depositengeschäft  erzielt,  Ausdruck.  Nach  wie 
vor  habe  sie  auf  ihren  alten  Gebieten,  Pflege  des  Kontokorrent- 
geschäftes im  In-  und  Auslande  sowie  des  Depositengeschäfts 
verbunden  mit  Uebernahme  von  fest  verzinslichen  Anleihen  eine 
genügende  Gewinnquelle  gefunden*).  Gleichzeitig^)  wird  die  Er- 
richtung je  einer  Depositenkasse  in  Berlin  und  Dresden  bekannt 
gegeben.  Behufs  weiterer  Ausdehnung  des  Depositenverkehrs  ^) 
eröffnete  sie  1891  eine  neue  Depositenkasse  in  Charlottenburg; 
im  nächsten  Jahre  »befand  sie  es  für  nützlich,  neue  Depositen- 
kassen in  Moabit  und  in  der  Chausseestraße  zu  eröffnen«  ').  Im 

i)  Geschäftsbericht  1877.  2)  Geschäftsbericht  1883. 

3)  Geschäftsbericht  1883.  4)  Geschäftsberichte  1889/91. 

5)  Geschäftsbericht  1891.  6)  Geschäftsbericht  1892. 
7)  Geschäftsbericht  1893. 
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Jahre  1893  errichtete  sie  eine  weitere  Kasse  in  der  Kurfürsten- 
straße, von  der  sich  »die  Verwaltung  eine  gute  Zakunft  ver- 
spricht«^). Im  Jahre  1885  begann  die  Mitteldeutsche  Kreditbank 
mit  dem  Bau  eines  Depositenkassennetzes;  am  i.  März  1895  er- 
öffnete sie  die  fünfte  Depositenkasse  in  Berlin.  Ueber  die  Ge- 
schäftsergebnisse spricht  sich  die  Verwaltung  recht  günstig  aus 
Auch  die  Dresdner  Bank  folgte  jetzt  dem  Beispiel  der  Deutschen 
Bank;  »um  in  Zukunft  die  Weiterentwicklung  ihrer  Geschäfte  zu 
fördern  und  namentlich  den  direkten  Verkehr  des  Publikums  mit 
der  Bank  zu  erleichtern,  beabsichtigte  sie,  in  Berlin  neben  ihrer 
Wechselstube  an  der  Hedwigskirche  eine  Anzahl  neuer  Wechsel- 
stuben und  Depositenkassen  einzurichten«  ^).  Schon  zum  Jahres- 
schluß 1896  hatte  sie  zwei  solcher  Kassen  errichtet.  Streng  hielten 
an  der  alten  Geschäftspolitik  fest  die  Darmstädter  Bank  und  der 
'A.  Schaafthausensche  Bankverein ;  die  letztere  Bank  suchte  ihre 
Betriebsmittel  nur  durch  Kapitalserhöhungen  zu  vermehren ;  so 
fanden  1894,  1896,  1898  Kapitalserhöhungen  statt.  Die  Deutsche 
Bank,  die  Dresdner  Bank,  die  Nationalbank  für  Deutschland  und 
die  Mitteldeutsche  Kreditbank  bauten  dagegen  ihr  Depositenkassen- 
netz  weiter  aus.  Am  31.  Dezember  1899  besaßen  in  Berlin  und 
Vororten  an  Depositenkassen:  die  Deutsche  Bank  16,  die  Dresd- 
ner Bank  10,  die  Nationalbank  für  Deutschland  10  und  die 
Mitteldeutsche  Kreditbank  8.  Die  Diskontogesellschaft  und  die 
Darmstädter  Bank  besaßen  je  eine  Wechselstube  in  den  Räumen 
der  Hauptbank,  die  man  jedoch  wohl  nicht  als  eine  Einrichtung 
bezeichnen  kann,  die  der  planmäßigen  Ansammlung  von  Depo- 
siten gelten  sollte. 

Die  moderne  Depositenpolitik  zielt  eben  darauf  hin,  durch 
die  Depositenkassen  Kapitalien  zu  sammeln,  um  damit  neue  Ge- 
schäfte machen  zu  können,  sie  ist  eine  Verbindung  der  Emis- 
sions- und  Spekulationstätigkeit  mit  dem  regulären  Bankgeschäft. 
Und  es  ist  recht  interessant  zu  sehen,  wie  Weber  in  seinem  Werke 
Depositenbanken  und  Spekulationsbanken  über  diese  Verbindung 
urteilt.  Er  sagt*):  »Die  Pflege  des  regulären  Bankgeschäfts  ist 
wohl  geeignet,  in  Haussezeiten  die  Spekulation  der  Bankleitung 
in  angemessenen  Grenzen  zu  halten,  sie  ermöglicht  aber  auch  in 
Zeiten,  in  welcher  das  Börsengeschäft  darniederliegt,  eine  an- 

i)  Geschäftsbericht  1894.  2)  Geschäftsberichte  1895  und  1896. 

3)  Geschäftsbericht  1896. 

4)  Weber,  Depositenbanken  und  Spekulationsbanken  1902.  Schlußfolgerungen. 
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ständige  Dividende  zu  verteilen,  wodurch  die  Spekulations-  und 
Depositenbank  eine  Solidität  und  Stabilität  erreicht,  die  dem 
Bankgeschäft,  das  sich  ausschließlich  mit  den  irregulären  Ge- 
schäften abgibt,  selbst  unter  der  umsichtigsten  Leitung  zu  errei- 
chen kaum  möglich  ist.«  Und  daß  diese  Ausführungen  nicht  des 
praktischen  Beweises  entbehren,  zeigt  uns  die  Darmstädter  Bank, 
die  in  ihrem  Bericht  für  1901  sagt:  »Das  vorbezeichnete  un- 
günstige Erträgnis^)  findet  seine  Erklärung  im  wesentlichen  in 
der  Verteilung  der  Einnahmequellen  unserer  Bank,  welche  ihrer 
früheren  Tradition  folgend  bisher  dem  Effekten-  und  Emissions- 
geschäft größere  Aufmerksamkeit  zugewandt  und  verhältnismäßig 
hohe  Kapitalien  zur  Verfügung  gestellt  hatte,  während  das  Konto- 
korrentgeschäft zum  großen  Teil  seine  Pflege  durch  ein  Netz  von 
Kommanditen  fand,  deren  Zahl  sich  aus  verschiedenen  Gründen 
inzwischen  stark  vermindert  hat,  wodurch  jener  Geschäftszweig 
an  die  zweite  Stelle  trat.  Wir  haben  schon  seit  mehreren  Jah- 
ren diesem  Mangel  durch  die  allmählich  zur  Ausführung  gekom- 
mene Gründung  verschiedener  Filialen  und  Depositenkassen  zu 
steuern  gesucht  und  fahren  in  diesem  Bestreben  fort,  der  Bank 
neue  Saugwurzeln  zu  schaffen.  Es  ist  aber  selbstredend,  daß 
ein  organisches  System  dieser  Art  sich  nur  in  vorsichtiger  Weise 
Schritt  für  Schritt  aufbauen  läßt.  Wir  hoffen  hierdurch  für  die 
Zukunft  die  Erträgnisse  unseres  Provisions-  und  Zinsenkontos 
weiter  zu  erhöhen  und  die  Dividende  unserer  Aktien  von  dem 
mehr  oder  minder  zufälligen  Erträgnis  des  Effekten-  und  Kon- 
sortialkontos  unabhängiger  zu  gestalten.«  Damit  aber  gab  die 
Darmstädter  Bank  die  alte  Geschäftspolitik  auf  und  widmete  sich 
neuen  Aufgaben.  1902  ist  die  Zahl  ihrer  Depositenkassen  schon 
auf  fünf  angewachsen,  über  deren  Geschäftsergebnisse  sie  sich 
recht  zufrieden  äußert^).  Um  dieselbe  Zeit  beginnt  auch  in  der 
Politik  der  Diskontogesellschaft  eine  Aenderung  einzutreten.  Mit 
Billigung  des  Aufsichtsrates  errichtet  sie  1902  an  verkehrsreichen 
Stellen  Berlins  drei  Depositenkassen  und  Wechselstuben^).  Die 
Kommerz-  und  Diskontobank  hatte  schon  vorher  mit  der  Ein- 
richtung von  Depositenkassen  begonnen,  1903  hatte  sie  in  Berlin 
und  Vororten  schon  zehn  Depositenkassen  im  Betrieb.  Dieser 

1)  Die  Darmstädter  Bank  hatte  1898  8  Proz.,  1899  7  Proz.,  1900  6  Proz., 
1901  4  Proz.  Dividende  verteilt;  der  Kurs  der  Aktien  sank  von  157  Proz.  auf 
125  Proz. 

2)  Geschäftsbericht  1902.  3)  Geschäftsbericht  1902. 
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allgemeinen  Umwälzung  schloß  sich  1903  auch  der  A.  Schaaff- 
hausensche  Bankverein  an;  in  seinem  Geschäftsbericht  für  1903 
betonte  er  ausdrücklich,  daß  er  der  Pflege  des  Depositengeschäfts 
im  abgelaufenen  Jahre  größere  Aufmerksamkeit  zugewendet  habe 
und  dies  auch  in  Zukunft  zu  tun  beabsichtige. 

So  sehen  wir,  daß  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  bei  allen 
Berliner  Banken  die  Geschäftspolitik  der  Deutschen  Bank  ihren 
Einzug  hält.  Mit  einer  einzigen  Ausnahme^)  gehen  sie  von  dem 
bisher  verfolgten  Prinzip  der  Konzentration  ab;  die  neue  Politik 
ist:  Konzentration  des  Kapitals  durch  Dezentralisation  des  Be- 
triebes. 

Die  Entwicklung  der  Depositenkassen  machte  von  1903  an 
große  Fortschritte.  1903  betrug  die  Zahl  der  Depositenkassen  der 
acht  Berliner  Banken  (Deutsche  Bank,  Diskontogesellschaft,  Dresd- 
ner Bank,  Darmstädter  Bank,  A.  Schaaffhausenscher  Bankverein^ 
Kommerz-  und  Diskontobank,  Nationalbank  für  Deutschland,  Mittel- 
deutsche Kreditbank)  in  Berlin  und  Vororten  :  85,  1904:  96,  1905: 
118,  1906:  155,  das  bedeutet  aber  von  1903  bis  1906  eine  Ver- 
mehrung von  82  Proz.  Und  aus  den  Geschäftsberichten  dieser 
Banken  für  diese  Jahre  klingt  heraus,  daß  die  Depositenkassen 
zur  Zufriedenheit  gearbeitet  und  günstige  Resultate  erzielt  haben. 
Immer  weiter  bauten  die  Berliner  Banken  jetzt  auch  in  der  Pro- 
vinz ihr  Depositenkassennetz  aus;  größere  Provinzbanken  (Allge- 
meine Deutsche  Kreditanstalt  Leipzig,  Ostbank  für  Handel  und 
Gewerbe  Posen  u.  a.)  folgten  ihrem  Beispiel.  Von  1906  bis  1907 
stieg  die  Zahl  der  Berliner  Depositenkassen  um  weitere  20,  d.  h. 
auf  175,  1908  betrug  die  Zahl  192  und  1909  wurde  das  zweite 
Hundert  überschritten,  um  19 10  auf  die  Zahl  von  234  Depositen- 
kassen anzuschnellen. 

Diese  große  Entwicklung,  die  sich  mehr  und  mehr  entfaltende 
Macht  dieser  Banken  über  den  Geld-  und  Effektenmarkt  brachte 
es  mit  sich,  daß  man  sich  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Oeffent- 
lichkeit  mit  der  » Depositenfrage  <!•  zu  befassen  begann.  Das  neue 
Prinzip  der  Banken,  einerseits  als  Annahmestelle  für  Depositen  zu 


l)  Die  Berliner  Handelsgesellschaft  ist  bis  heute  noch  nicht  zur  Depositen- 
politik übergegangen.  Wenn  sie  auch  191 2  in  Berlin  in  der  Charlottenstraße  ein 
besonderes  Stadtbüro  errichtet  hat,  so  ist  dies  nur  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 
mit  der  Berliner  Kundschaft  geschehen.  Sie  hat  sich  auch  von  Anfang  an  der 
Veröffentlichung  von  Zweimonatsbilanzen  widersetzt,  da  sie  sich  nicht  mit  der  An-^ 
nähme  von  Depositen  befasse. 
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fungieren  und  andrerseits  Gründungsgeschäfte  ^)  zu  machen,  rief 
in  volkswirtschaftlichen  Kreisen,  wie  auch  zum  Teil  heute  noch, 
Opposition  hervor.  Deshalb  tritt  eine  Reihe  von  Schriftstellern 
für  das  englische  Prinzip,  für  Trennung  der  Depositenbanken  von 
den  Spekulationsbanken,  ein,  weil  sie  der  Ansicht  sind,  daß  die 
Frage  der  bankmäßigen  Verwaltung  und  Verwendung  der  den 
deutschen  Banken  übergebenen  Summen  nur  durch  Trennung  der 
Spekulationstätigkeit  und  des  regulären  Bankgeschäfts  gelöst  wer- 
den kann.  Insbesondere  die  Entwürfe  von  Cäsar  Strauss^  von  Graf 
Arnim  und  Genossen  sowie  der  durch  sie  bewirkte  Reichstags- 
beschluß, die  Vorschläge  vom  Deutschen  Oekonomist  und  von 
O.  Warschauer  bestätigen  dies  2).  Die  Frage  der  Errichtung  einer 
Reichsdepositenbank,  wie  sie  schon  Warschauer  geplant  hat,  hat 
kürzlich  wieder  eine  eingehende  Behandlung  in  einer  Hallenser 
Dissertation  erfahren.  Georgezuitsch  hält  in  seiner  »Zur  Frage  der 
Trennung  des  Depositengeschäfts  von  den  Effekten-  und  Speku- 
iationsbanken  in  Deutschland«  betitelten,  191 2  erschienenen  Ab- 
handlung die  Gründe,  die  gegen  die  Errichtung  einer  Reichs- 
depositenbank sprechen,  teilweise  für  überwindbar,  teilweise  für 
nicht  stichhaltig.  Er  ist  der  Ansicht,  daß  »eine  solche  Errich- 
tung allen  Forderungen  entspricht,  die  eine  Entwicklung  des  ra- 
tionellen Depositen  Wesens  an  sie  stellt«,  und  befürwortet  daher 
die  Einführung  einer  Reichsdepositenbank.  Forstreuter  kommt 
in  seiner  19 14  erschienenen  Arbeit  »Eine  Reichsdepositenbank« 
zu  einem  entgegengesetzten  Ergebnis.  Er  kommt  zu  dem  End- 
urteil, daß  »die  Interessen  der  Depositengläubiger  im  allgemeinen 
v€ines  besonderen  gesetzlichen  Schutzes  zur  Zeit  nicht  bedürfen. 
Da  sie  zum  Teil  zu  gering  sind,  um  mögliche  Schädigungen  der 
Volkswirtschaft  durch  ein  gesetzliches  Eingreifen  nach  dem  Vor- 
schlage von  Warschauer  aufzuwiegen,  ist  die  Errichtung  -einer 
Reichsdepositenbank  und  dazu  gehöriger  Staatsdepositenbanken 
1ZU  verwerfen«.  Es  kann  nicht  in  dem  Rahmen  der  Arbeit  liegen, 

1)  Fröhlich  sagt,  daß  auf  Grund  der  geschichtlichen  Entwicklung  das  Um- 
wandlungs-,  Gründungs-  und  Emissionsgeschäft  in  Deutschland  zu  den  regulären 
Geschäften  der  Kreditbanken  zu  rechnen  ist,  und  es  demnach  falsch  ist,  diese  Be- 
triebszweige als  irreguläre  zu  bezeichnen.    (Beiträge  zum  Depositenproblem  191 1.) 

2)  Es  würde  zu  weit  führen,  diese  Entwürfe,  die  schon  oft  der  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Arbeit  gewesen  sind,  näher  darzulegen.  Riesser  hat  in  seinem 
Werk  »Die  deutschen  Großbanken  und  ihre  Konzentration«  1910  in  einem  be- 
sonderen Abschnitt  diese  Reformvorschläge  behandelt  und  weist  die  Undurchführ- 
barkeit  der  einzelnen  Reformvorschläge  nach.    Dieser  Hinweis  möge  daher  genügen. 
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Über  die  Frage  der  Möglichkeit  der  Durchführung  dieser  Refor- 
men Untersuchungen  anzustellen.  Wir  wollen  uns  aber  die  Frage 
vorlegen,  ob  das  System  der  Arbeitsteilung,  wie  es  in  England 
herrscht,  derartige  wirtschaftHche  Vorteile  in  sich  birgt,  daß  man 
seine  Einführung  in  Deutschland  befürwortet. 

Sehr  eingehend  ist  diese  Frage  von  Weber  ^)  untersucht  worden, 
er  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  gemischte  System  besser 
und  vorteilhafter  ist.  Und  sehr  sinnig  wirft  er  nun  die  Frage  auf, 
warum  dann  England  zögere,  unser  System  einzuführen.?  ^»Bage- 
hot  würde  antworten«,  sagt  Weber ^  »ein  Kreditsystem,  das  im 
Laufe  der  Jahre  langsam  gewachsen  ist  und  sich  unseren  Ge- 
schäftsgebräuchen angepaßt,  sich  den  Gewohnheiten  der  Menschen 
gleichsam  eingezwungen  hat,  läßt  sich  nicht  ändern,  weil  Theo- 
retiker es  mißbilligen  und  weil  Bücher  dagegen  geschrieben 
werden«. 

Weiter  aber  ist  es  eine  von  Jaffe'^)  aufgestellte  Tatsache, 
daß  die  englischen  Depositenbanken  überhaupt  keine  reinen  De- 
positenbanken sind ;  sie  stellen  den  Effektenhändlern  z.  Z.  über- 
flüssiges Geld  gegen  Verpfändung  von  Effekten  für  ihre  Speku- 
lationen zur  Verfügung,  ohne  irgend  eine  Kontrolle  über  das 
Wesen  der  Geschäfte  der  Makler  zu  haben.  Wenn  also  auch 
die  englischen  Banken  sich  nicht  direkt  an  der  Spekulation  be- 
teiligen, so  unterstützen  sie  dieselbe  indirekt  durch  Gewährung 
von  Kapital.  Die  Bilanzposten  »money  at  call  and  short  notice« 
enthalten,  wie  Jaffe  darlegt,  zum  großen  Teil  Posten,  die  sich  mit 
unseren  Reports  und  Lombards  decken^). 

Und  es  finden  sich  bedeutende  Nationalökonomen,  die  das 
gemischte  System  durchaus  nicht  verdammen.  So  sagt  Schmoller^): 
»Bei  der  richtigen  Verbindung  beider  Zweige  sind  die  Banken 
nicht  auf  die  Forcierung  des  Gründungsgeschäftes  angewiesen, 
sondern  können  es  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Interessen  betreiben« ;  weiter  sagt  dann  Schmoller : 
»Wo  diese  Verbindung  eingelebt  ist,  könnte  sie  nur  verboten 
werden,  wenn  ungeheure  Mißstände  vorhanden  wären,  was  jetzt 
nicht  der  Fall  ist«. 

1)  Weber  in  den  Schlußfolgerungen  seines  schon  zitierten  Buches, 

2)  Vgl.  das  Referat  Jaffh  auf  den  Verhandlungen  des  3.  Allgemeinen  deut- 
schen Bankiertages-Hamburg  1907. 

3)  Vgl.  Hoffmann^  Deutsches  und  englisches  Bankwesen  (Sparkasse,  Oktober 
1914).  4)  Schmoller  a.  a.  O.  S.  237  (II). 
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Daß  dieses  aber  durchaus  nicht  in  dem  Maße  der  Fall  ist, 
wie  oft  von  den  Gegnern  des  gemischten  Systems  ausgeführt  wird, 
das  hat  die  Bankenquete  1908/09  bewiesen,  die  das  gesamte 
Depositenproblem  aufgerollt  hat.  Wenn  auch  die  Verhandlungen 
keine  positiven  Resultate  für  die  Kreditbanken  gebracht  haben, 
so  ist  ihnen  doch  eine  hohe  Bedeutung  nicht  abzusprechen,  be- 
sonders deshalb,  weil  die  Enquete  ganz  wesentlich  dazu  beige- 
tragen hat,  die  Meinungen  zu  klären  und  manche  Vorurteile  zu 
beseitigen.  Es  hat  von  vornherein  nicht  im  Plane  der  Enquete 
gelegen,  Abstimmungen  herbeizuführen,  und  wenn  aus  diesem 
Grunde  von  Mehrheitsvoten  nicht  die  Rede  sein  kann,  so  hat 
sich  nichts  desto  weniger  klar  ergeben,  daß  eine  annähernde 
Uebereinstimmung  inbezug  auf  zwei  Gegenstände  vorhanden  war: 
bezügUch  der  Zwischenbilanzen  und  bezüghch  des  freiwilligen 
Bankbeirates^).  Die  Durchführung  von  Zwischenbilanzen  be- 
durfte aber  keiner  gesetzlichen  Grundlage  2).  Die  Mehrzahl  der 
Mitglieder  der  Enquete  war  sich  jedenfalls  darüber  einig,  daß  die 
Liquidität  und  Sicherheit  der  fremden  Gelder  bei  den  Banken 
durchaus  nicht  gefährdet  erscheine. 

Andrerseits  ist  zu  berücksichtigen,  daß  sich  jeder  radikale 
Eingriff  selbst  in  verbesserungsbedürftige  Einrichtungen  verbietet. 
Und  obwohl  nur  der  Wunsch  nach  vermehrter  Sicherheit  und 
nicht  eine  wirtschafts-revolutionistische  Tendenz  der  Vater  aller 
Reformen  ist,  die  auf  eine  scharfe  Trennung  des  Spekulations- 
geschäftes von  dem  regulären  Bankgeschäft  hinzielen,  so  würde 
doch  »eine  gewaltsame  Lösung  der  Depositen  von  der  herge- 
brachten Art  der  Verwendung  Lücken  in  den  heutigen  kapita- 
listischen Organismus  reißen  und  Krisen  von  unbekannter  Dauer 
und  Schärfe  hervorrufen. «  Diese  Worte  Lansburghs  bergen  eine 
große  Wahrheit  in  sich.    »Gesetzgeberische  Experimente,  die  aus 

1)  Vgl.  Härtung,  H.,  Die  Depositengelder  in  der  Bankenquete  1910. 

2)  Es  haben  sich  die  8  Berliner  Banken  (außer  der  Berliner  Handelsgesell- 
schaft) aus  eigener  Initiative  bereit  finden  lassen,  ab  28.  Februar  1909  Zweimonats- 
bilanzen aufzustellen,  denen  sich  auch  eine  Reihe  von  Provinzinstituten  ange- 
schlossen hat.  Die  anfangs  völlig  ungebundenen  Zwischenausweise  sind  dann  durch 
die  Vermittlung  der  Reichsbank  nach  einem  einheitlichen  Bilanzscheraa  weiter  aus- 
gebaut worden.  Am  28.  Februar  1914  waren  es  im  ganzen  91  Banken  mit  einem 
Aktienkapital  von  2609  Millionen  Mark  und  8460  Millionen  Mark  Kreditoren,  da- 
von entfallen  auf  die  acht  Berliner  Banken  1140  Millionen  Mark  Aktienkapital  und 
5054  Millionen  Mark  Kreditoren.  Daraus  erhellt  die  Bedeutung  der  Berliner  Banken 
für  das  Depositengeschäft. 
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theoretischen  Erwägungen  darauf  hinauslaufen,  aus  einer  ganz 
anderen  historischen  Entwicklung  hervorgegangene  Einrichtungen 
des  Auslandes  auf  unser  in  eigenartiger  gesunder  Entwicklung 
begriffenes  Bankwesen  zwangsweise  zu  übertragen,  können  leicht 
gefährliche  Störungen  unseres  Wirtschaftslebens  hervorrufen  und 
sind  deshalb  entschieden  zu  widerraten.«  Diese  Resolution  des 
dritten  Allgemeinen  Deutschen  Bankiertages  von  1907  vertritt 
den  gleichen  Grundgedanken,  den  auch  Lansburgh  seinen  Aus- 
führungen zugrunde  legt.  Das  Kreditwesen  eines  Landes  ist  mit 
einem  Feinmechanismus  zu  vergleichen,  der  nicht  die  geringsten 
Störungen  vertragen  kann;  gesetzliche  Maßnahmen  würden  daher 
weit  eher  einen  störenden  Einfluß  auf  das  Kreditwesen  ausüben 
können. 

In  jüngster  Zeit  ist  der  Ruf  nach  einer  gesetzlichen  Regelung 
des  Depositenwesens  wieder  stärker  geworden.  In  einem  Artikel 
führt  die  Deutsche  Tageszeitung^)  folgendes  aus  :  »Das  Anwachsen 
der  Bankdepositen  hat  diejenigen  Rentenwerte,  an  denen  die  ver- 
mittelnde Bank  oder  deren  Depositenkasse  kein  direktes  Interesse 
hat,  zurückgedrängt,  und  so  sind  in  immer  steigendem  Maße  aus 
Rentenbesitzern  Depositäre  geworden.  Am  stärksten  haben  aber 
unter  dieser  Entwicklung  die  Kurse  der  deutschen  Staatsanleihen 
gelitten,  und  wenn  auch  vielfach  behauptet  wird,  daß  der  Rück- 
gang der  deutschen  Staatsanleihen  eine  Parallele  in  den  Rück- 
gängen der  englischen  und  französischen  Renten  finde,  so  ist 
diese  Behauptung  nur  zu  einem  geringen  Teile  richtig.  Für 
den  starken  Rückgang  der  deutschen  Staatsanleihen  müssen  also, 
selbst  wenn  man  den  steigenden  Zinssätzen  und  den  stärkeren 
politischen  Einflüssen  einen  gewissen  Einfluß  auf  den  Kursstand 
der  Anleihen  dieser  drei  Staaten  zugesteht,  noch  andere  spe- 
zielle Gründe  maßgebend  gewesen  sein.  In  den  früheren  un- 
günstigen Finanzzuständen  ist  der  Grund  nicht  zu  suchen,  denn 
trotz  der  seit  Jahren  tadellosen  Finanzlage  hat  sich  der  Rück- 
gang fortgesetzt.  In  der  Vermehrung  und  ständigen  Neuaus- 
gabe von  Anleihen  kann  der  Grund  ebenfalls  nicht  liegen,  denn 
die  Depositen  bei  den  Banken  haben  wesentlich  stärker  zuge- 
nommen als  der  Geldbedarf  der  deutschen  Staaten.  Bleibt  also 
nur  der  eine,  bereits  in  seiner  Entwicklung  angeführte  Grund, 
daß  der  steigende  Depositenverkehr  die  deutschen  Staatsanleihen 
vom  Geldmarkt  verdrängt  hat.    Die  Erkenntnis  dieser  Entwick- 

l)  D.  T.  25.  Januar  1913. 
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lung  bedingt  aber  die  gesetzliche  Regelung  des  Depositen- 
verkehrs, und  zwar  in  Formen,  die  den  deutschen  Staatsan- 
leihen den  Platz  am  Geldmarkte  wiedergeben,  die  dieselben 
ihrem  Werte  und  Ansehen  nach  berechtigt  sind,  einzunehmen. 
Infolgedessen  ist  die  Forderung  nach  einem  Depositengesetz  po- 
litische Notwendigkeit,  die  von  denjenigen  Abgeordneten,  denen 
der  finanzielle  Status  des  Deutschen  Reiches  am  Herzen  liegt, 
energisch  vertreten  werden  muß.«  Wir  geben  zu,  daß  mit  der 
Entwicklung  des  Depositenverkehrs  aus  Rentenbesitzern  Depo- 
sitenkasseneinleger  geworden  sind.  Dadurch  aber  werden  die 
Banken  weit  eher  in  die  Lage  gesetzt,  Anleihen  des  Staates  usw. 
zu  übernehmen,  da  ihnen  mehr  Mittel  zur  Verfügung  stehen. 
Keinesfalls  aber  kann  der  niedrige  Kursstand  der  Anleihen  als 
eine  Folge  des  wachsenden  Depositenverkehrs  angesehen  werden. 
Die  Zunahme  der  Depositen  ist  auch  keine  Folge  des  niedrigen 
Kursstandes,  denn  ein  Kapitalist  kann  ja  keine  bessere  Verzin- 
sung haben  als  Staatsanleihen  bei  niedrigem  Kursstand.  Er  kauft 
ein  4proz.  Papier  unter  Pari,  d.  h.  unter  seinem  Nominalwert, 
hat  eine  durchaus  sichere  Anlage  und  erhält  die  Zinsen  z.  B.  für 
M.  looo,  während  das  Papier  nur  980  M.  kostet.  Er  hat  also 
eine  ca.  4,iproz.  Verzinsung,  während  er  für  Depositeneinlagen, 
auch  wenn  sie  mit  langer  Kündigungsfrist  gegeben  sind,  nicht 
mehr  als  i  Proz.  unter  jeweiligem  Reichsbanksatz  an  Zinsen  er- 
hält. Sind  sie  dagegen  als  täglich  fällig  oder  mit  kurzer  Kün- 
digungsfrist gegeben,  so  dürfte  ein  Gebot  mit  2  Proz.  unter  je- 
weiligem Reichsbanksatz  als  recht  hoch  zu  bezeichnen  sein.  Und 
es  ist  in  der  Praxis  heute  tatsächlich  äußerst  selten,  daß  einem 
Kunden  eine  bessere  Kondition  als  die  letzte  eingeräumt  wird. 
Es  ist  daher  der  Einwand  der  deutschen  Tageszeitung  widerlegt, 
denn  ein  Kapitalist  wäre  doch  töricht  zu  nennen,  wenn  er  nicht 
die  größte  Zinsvergütung  wählen  würde,  und  die  ist  bei  nied- 
rigem Kursstand  eine  Staatsanleihe ,  die  außerdem  mündel- 
sicher ist. 

Wenn  die  Banken  etwas  zur  Hebung  des  Kursstandes  der 
Staatsanleihen  tun  wollen  oder  sollen,  so  könnten  sie  zur  Hal- 
tung eines  größeren  Bestandes  an  Staatsanleihen  angehalten  wer- 
den. Es  ist  dies  ein  Vorschlag,  der  vor  allem  von  dem  Präsi- 
denten der  Preußenkasse,  Geh.  Oberfinanzrat  Dr.  Heiligenstadt 
oft  gemacht  ist.  Damit  würde  auch  keine  Neuerung  geschaffen 
werden,  sondern  einer  bekannten  und  überall  angewandten  Form 
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der  Kapitalsanlage  allmählich  mehr  zur  Geltung  verhelfen  werden. 
Durch  eine  derartige  Reform  wird  die  Anlagepolitik  der  Banken 
auch  keineswegs  behindert.  Es  legen  schon  jetzt  die  Banken 
einen  Teil  ihrer  Aktiven  in  Staatsanleihen  an,  bei  den  Berliner 
Banken  beträgt  der  Prozentsatz  zwischen  2  und  3  Proz.  der  Ge- 
sarntaktiva.  Schreibt  man  ihnen  vor,  den  Betrag  allmählich  bis 
zu  einem  bestimmten  Minimum,  das  sich  wohl  am  einfachsten 
nach  der  Höhe  der  eigenen  Mittel  richtet,  da  die  fremden  Mittel 
doch  größeren  Schwankungen  unterliegen,  zu  erhöhen,  so  zerstört 
man  nichts  und  schädigt  niemand,  vorausgesetzt,  daß  diese  Maß- 
nahme sich  den  Verhältnissen  der  Praxis  anpassen  läßt.  Ein  De- 
positengesetz, das  durch  starre  Vorschriften  das  Depositenge- 
schäft einzuengen  versuchte,  würde  keineswegs  von  wirtschaft- 
lichem Vorteil  weder  für  die  Bank  noch  für  die  Allgemeinheit 
sein.  Bei  Reformen  auf  dem  Kapitalmarkt  kann  es  sich  immer 
nur  um  Maßnahmen  handeln,  die  im  Rahmen  des  Bestehenden 
eine  allmähliche  und  schonende  Verschiebung  der  Gewohnheiten 
herbeiführen. 

Am  Ende  des  Jahres  191 3  brachte  die  Frankfurter  Zeitung^) 
einen  kurzen  Artikel,  der  sich  mit  dem  Antrag  eines  Depositen- 
bankgesetzes im  Reichstag  befaßt.  Hier  heißt  es  ganz  richtig, 
daß  die  Banken  in  ihrer  Gesamtheit  bisher  allerdings  wenig  zur 
Hebung  ihrer  Barreserven  getan  haben,  daß  ihnen  aber  mildernde 
Umstände  zugebilligt  werden  müssen^  weil  eine  hochgehende 
Konjunktur  die  Durchführung  schärferer  Liquiditätsgrundsätze  er- 
schwert habe.  »Solange«,  fährt  die  Frankfurter  Zeitung  fort, 
>der  Nachweis  nicht  geliefert  ist,  daß  unter  normalen  Verhält- 
nissen, wie  wir  sie  jetzt  erhoffen,  der  Versuch,  die  Bankwelt  auf 
gütlichem  Wege  zu  einer  größeren  Liquidität  zu  erziehen,  ohne 
Erfolg  bleibt,  so  lange  kann  mit  energischen  Maßnahmen  ge- 
wartet werden.  Daß  zu  diesen  nicht  unbedingt  ein  Bankgesetz 
gehören  muß,  versteht  sich  von  selbst.  Es  gibt  dafür  noch  an- 
dere, minder  schädliche  und  den  Zweck  vielleicht  besser  erfüllende 
Mittel.« 

Wenn  wir  uns  für  eine  Erhöhung  der  Bestände  in  Staats- 
anleihen aussprechen,  so  soll  damit  nicht  gesagt  werden,  daß 
diese  Reform  gesetzlich  durchgeführt  werden  muß.  Die  Banken 
müßten  es  ihrerseits  als  ihre  nationale  Pflicht  betrachten,  für  die 
Hebung  des  Kursstandes  der  heimischen  Staatsanleihen  Sorge  zu 

i)  F.  Z.  5.  Dezember  1913. 
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tragen.  Wenn  die  Banken  von  der  Presse  und  der  Oeffentlich- 
keit  an  diese  Pflicht  recht  oft  erinnert  werden,  so  dürfte  wohl 
bald  eine  Erhöhung  dieser  Bestände,  die  übrigens  teilweise  schon 
eingetreten  ist,  sich  zeigen.  Weniger  in  der  Richtung  der  Ver- 
bote und  der  Reglementierungen  als  in  der  Richtung  der  Auf- 
klärung liegen  die  besten  Maßnahmen,  die  eine  weise  Regierung 
treffen  kann^).  Die  Banken  aber  sollen  selbst  durch  möglichst 
detaillierte  Angaben  in  ihren  Berichten  für  eine  offene  Rech- 
nungslegung Sorge  tragen.  Wenn  sie  endlich  noch  nur  wirklich 
banktechnisch  vorgebildete  Beamte  einstellen,  wenn  für  Verwal- 
tung und  Personal  Ehrlichkeit  und  Tüchtigkeit  das  Leitmotiv  ist, 
dann  dürfte  keine  Ueberwachung  Außenstehender  imstande  sein, 
einen  Ersatz  für  diese  Erfordernisse  zu  schaffen« 

Die  Depositenkassen  haben  sich,  wie  wir  bereits  erwähnten, 
vor  allem  im  neuen  Jahrhundert  in  starker  Weise  vermehrt,  ins- 
besondere bis  etwa  19 lo.  Die  Entwicklung  des  Depositenkassen- 
netzes  in  Berlin  und  Vororten  der  8  Berliner  Banken  veranschau- 
licht folgende  Tabelle : 


Entwicklung  des  D e p o s i t e n k a s s e n n e t z e s  in  Berlin  und 
Vororten  1900/1913. 

Vom  Verfasser  zusammengestellt. 


Name  der  Bank 

1900 

I90I 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

191G 

1911 

1912 

I913 

Deutsche  Bank 

17 

19 

21 

25 

27 

29 

34 

41 

43 

44 

45 

46 

4S 

48 

Diskontogesellschaft 

I 

5 

6 

8 

8 

IG 

1 1 

15 

18 

23 

23 

25 

25 

Dresdener  Bank 

IG 

12 

13 

14 

15 

19 

29 

32 

36 

40 

42 

46 

46 

49 

Darmstädter  Bank 

I 

5 

9 

9 

13 

18 

21 

21 

25 

29 

30 

30 

30 

A.  SchaafFhaus.  Bankver. 

2 

2 

3 

3 

7 

II 

19 

19 

19 

20 

Kommerz.-  u.  Disk.-Bk. 

I 

2 

2 

IG 

15 

24 

34 

39 

40 

43 

44 

44 

44 

44 

Nationalbank  f.  Dtschld. 

IG 

IG 

IG 

12 

12 

12 

15 

16 

16 

18 

18 

19 

22 

22 

Mitteldeutsch.  Kreditbk. 

8 

8 

8 

8 

8 

II 

12 

12 

14 

14 

15 

16 

17 

17 

Daß  in  der  Provinz  sowohl  Berliner  Banken  als  auch  größere 
Provinzbanken  mit  der  Errichtung  von  Depositenkassen  begonnen 
haben,  wurde  schon  angedeutet.  Es  mögen  noch  einige  Zahlen 
genannt  sein.  Die  Deutsche  Bank  besaß  im  Januar  19 14  außer 
ihrer  Hauptniederlassung  in  Berlin  und  ihren  48  Berliner  Depo- 
sitenkassen in  Deutschland  :  7  Filialen  und  50  Depositenkassen ; 
die  Diskontogesellschaft  neben   12  Filialen  28  Depositenkassen, 


1)  Lansburgh^  Depositen  und  Spargelder  S.  17. 

2)  Riesser  a.  a.  O.  S.  450. 
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davon  25  in  Berlin  und  Vororten;  die  Dresdner  Bank  51  Nieder- 
lassungen und  89  Depositenkassen,  davon  49  in  Berlin  und  Vor- 
orten; die  Darmstädter  Bank  25  Filialen  und  28  Depositenkassen 
außerhalb  Berlins;  der  A.  Schaaffhausensche  Bankverein  neben 
seinen  Hauptsitzen  in  Berlin  und  Köln  20  Niederlassungen  und 
27  Depositenkassen  (20  in  Berlin  und  Vororten);  die  Kommerz- 
und  Diskontobank  7  Niederlassungen  und  58  Depositenkassen, 
davon  44  in  Berlin  und  Vororten;  die  Mitteldeutsche  Kreditbank 
neben  ihren  Hauptstellen  in  Berlin  und  Frankfurt  a.  M.  19  Nieder- 
lassungen und  23  Depositenkassen  (17  in  Berlin  und  Vororten). 
Die  8  Berliner  Banken  verfügen  also  insgesamt  über  403  Depo- 
sitenkassen in  Deutschland. 

Nach  dem  deutschen  Banken-  und  Bankieradreßbuch  für 
19 14  betrug  die  Zahl  der  Depositenkassen  in  Deutschland  über- 
haupt gegen  700.  Wenn  wir  nun  in  Rücksicht  ziehen,  daß  die 
Provinzbanken  mit  den  Berliner  Banken  mitunter  in  derartig  engen 
Beziehungen  stehen,  daß  lediglich  die  Namen  der  Banken  ver- 
schieden sind,  so  kann  man  bei  der  Betrachtung  des  Depositen- 
kassenwesens  sich  auf  diese  8  Berliner  Banken  beschränken,  bez. 
mit  der  Betrachtung  dieser  Banken  die  Depositenkassenfrage 
erschöpfend  behandeln. 

Die  der  Deutschen  Bank  nahestehenden  Banken  —  von  de- 
nen Anfang  des  Jahres  1914  die  Bergisch-Märkische  Bank  in  die 
Deutsche  Bank  aufgegangen  ist  —  verfügten  außer  ihren  Haupt- 
sitzen über  297  Filialen  und  103  Depositenkassen.  Der  Deutsche 
Bankkonzern  war  Januar  19 14  insgesamt,  d.  h.  Hauptsitze,  Nieder- 
lassungen, Filialen,  Wechselstuben  und  Depositenkassen,  Agen- 
turen und  endlich  Kommanditen  der  dem  Konzern  angehörenden 
Banken  in  Deutschland  durch  550  Geschäftsstellen,  im  Ausland 
durch  32  Geschäftsstellen  vertreten^).  Der  Deutsche  Bankkonzern 
verfügt  demnach  über  mehr  Geschäftsstellen  als  die  Deutsche 
Reichsbank,  die  am  31.  Dezember  191 3  erst  durch  487  Geschäfts- 
stellen vertreten  war.  Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß 
die  Geschäftsstellen  des  Deutschen  Bankkonzerns  nicht  alle  auf 
verschiedene  Plätze  kommen;  so  weist  Groß-Berlin  allein  50  Ge- 
schäftsstellen auf.  Immerhin  aber  verdient  diese  Ausbreitung 
des  Konzerns  die  nötige  Beachtung.  Der  Dresdener  Bankkonzern 
war  durch  99  Niederlassungen  ohne  Depositenkassen  vertreten. 


l)  Zusammengestellt  nach  dem  Zahlstellen-Verzeichnis  19 14. 
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im  Ausland  unterhielt  die  Dresdener  Bank  an  22  Plätzen  Ver- 
tretungen. 

Diese  beiden  Beispiele  lassen  ermessen,  welche  Bedeutung 
die  Berliner  Banken  mit  ihren  nahestehenden  Banken  für  das 
deutsche  Bankwesen  überhaupt  haben. 

b)  Die  Sparkassen. 
§  4. 

Für  die  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  bedeutet  die 
Gründung  des  Reiches  keinen  wichtigen  Einschnitt.  Die  Spar- 
kassen entwickelten  sich  vielmehr  zunächst  in  der  bisherigen 
Weise  weiter,  d.  h.  im  Vergleich  zu  andern  Ländern  zwar  relativ 
recht  günstig,  aber  trotzdem  in  ungenügender  Weise,  und  in  einer 
Weise,  die  ihren  Zwecken  nicht  recht  entsprach.  Wenn  man 
auch  von  starken  Uebertreibungen  der  Freunde  des  Postspar- 
kassenwesens absieht,  so  blieb  doch  wohl  recht  viel  zu  wünschen 
übrig.  Die  Sparkassen  waren  ziemlich  stehen  geblieben  in  ihrer 
Entwicklung;  sie  kamen  den  Sparern  hinsichtlich  der  Zahl  der 
Annahmestellen,  der  Geschäftsstunden,  der  Sparerleichterung  recht 
wenig  entgegen,  waren  bureaukratisch  und  schwerfällig;  sie  taten 
sehr  wenig,  neue  Sparer  anzulocken,  die  untere  Bevölkerung  zur 
Sparsamkeit  anzuregen  und  zu  erziehen.  Sie  ließen  eben  den 
Sparer  an  sich  herankommen.  Auch  sonst  zeigten  sich  mancher- 
lei Mißstände.  Die  Sparkassen  suchten  möglichst  hohe  Gewinne 
zu  erzielen,  suchten  hohe  Einlagen  aus  Kreisen  der  Bevölkerung 
heranzuziehen,  für  welche  sie  nicht  bestimmt  waren.  Kurz  es  lag 
die  Gefahr  vor,  daß  sie  mit  der  Zeit  ihren  sozialen  Charakter 
immer  mehr  einbüßen,  aus  gemeinnützigen  Anstalten  zu  Erwerbs- 
anstalten werden  würden. 

Aus  ihrer  Ruhe  wurden  sie  in  sehr  energischer  Weise  durch 
die  drohende  Einführung  der  Postsparkassen  aufgescheucht.  Mit 
dieser  Zeit  beginnt  eine  Periode  regsamer  Reformtätigkeit,  die 
sehr  schöne  Früchte  getragen  hat.  Die  Vorteile  der  Postspar- 
kassen werden  die  Sparkassen  niemals  vollständig  bieten  können, 
aber  immerhin  sind  die  Gründe  für  Einführung  der  Postsparkasse 
zum  großen  Teil  hinfällig  geworden. 

Das  Ursprungsland  der  Postsparkasse  ist  Elngland^).  Die 
Mängel  der  in  Großbritannien  bestehenden  Sparkassen  veranlaß- 


i)  Vgl.  Handw.  d.  Staatsw.  Artikel:  Postsparkassen.  3.  Auflg.  Bd.  VI.  S.  1 120 ff« 
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ten  im  Jahre  1859  den  Bankier  Sikes,  in  einem  an  den  Schatz- 
kanzler gerichteten  Brief  die  Gründung  einer  Postsparkasse  vor- 
zuschlagen. Der  Schatzkanzler  unterwarf  den  Entwurf  einer  Be- 
gutachtung durch  Sachverständige,  die  den  Vorschlag  im  allge- 
meinen für  wohl  ausführbar  erklärten.  1861  wurde  die  Postspar- 
kasse eröffnet.  Die  Ergebnisse,  welche  die  englischen  Postspar- 
kassen während  ihrer  nun  fast  fünfzigjährigen  Wirksamkeit  auf- 
zuweisen haben,  haben  in  England  allgemein  befriedigt.  Ende 
1907  waren  rund  10,7  Mill.  Sparbücher  mit  einem  Gesamtgut- 
haben von  rund  3075  Mill.  M.  im  Umlauf 

In  Deutschland  wurde  die  Errichtung  einer  Postsparkasse 
1878  von  der  Postverwaltung  vorgeschlagen,  es  erhob  sich  aber 
eine  heftige  Agitation  dagegen,  und  erst  1885  kam  der  Entwurf 
eines  Reichspostsparkassengesetzes  im  Reichstag  zur  Beratung. 
Er  scheiterte  an  parteipolitischen  Gründen.  »Man  wi- 
derstrebte diesem  dritten  Versuch,  die  Selbständigkeit  der  Einzel- 
staaten zu  beschränken,  wie  der  Abg.  Stolle  sagte :  erst  die 
Reichseisenbahnen ,  dann  das  Tabaksmonopol  und  nun  die 
Reichspostsparkasse.  WindtJiorst  bestritt  dem  Reich  aus  §  4  der 
Reichsverfassung  die  Kompetenz  zu  der  Gesetzgebung  und  brachte 
mit  seinen  Argumenten  das  Gesetz  zum  Scheitern :  ,In  der  Kon- 
zentration jedes  Kapitals  und  dadurch,  daß  die  Direktion  nach 
Berlin  verlegt  wird,  wird  ein  Hebel  für  die  Unifikation,  d.  h.  für 
die  Beseitigung  der  Einzelstaaten  herbeigeschafft,  den  ich  zu  ge- 
ben nicht  entschlossen  bin'« 

In  der  Literatur  wird  die  Einführung  der  Postsparkasse  be- 
fürwortet von  Ludwig  Elster  (Die  Postsparkassen.  Ein  Vorschlag 
zur  Einführung  derselben  in  Deutschland  1881),  Heber  (Die  Post- 
sparkassen als  Volks-  und  Staatsbanken  1908),  Heidemann  (Zur 
Entwicklung  des  deutschen  Sparkassenwesens  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  Postsparkassenfrage  1907),  Conrad  (Grdr.  d. 
polit.  Oekonomie  1912)  ;  Gegner  sind  insbesondere  Carl  Roscher'^') 
sowie  Schmoller  \  auch  Schachner,  obgleich  er  überzeugt  ist  von 
der  Rückständigkeit  der  Sparkassen. 

Die  Folge  der  drohenden  Einführung  von  Postsparkassen  war 
ein  Zusammenschluß  der  Sparkassen. 

Im  Jahre  1881  fand  in  Berlin  der  deutsche  Armenpflegertag 
statt,  an  den  sich  eine  freie  Zusammenkunft  von  Freunden  der 

1)  Vgl.  Handw.  d.  Staatsw.  Artikel  Sparkassen, 

2)  Roscher^  Postsparkassen  u.  Lokalsparkassen.  1885. 
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Sparkassenreform  anschloß.  Es  folgte  dann  1882  der  erste  deut- 
sche Sparkassentag  in  Darmstadt,  weitere  Sparkassentage  1883 
in  Dresden,  1884  in  Weimar,  1887  in  Magdeburg.  Inzwischen 
waren  eine  Reihe  von  Landes-  und  Provinzialverbänden  gegründet 
worden^  zuerst  1881  der  Verband  der  Sparkassen  in  Rheinland 
und  Westfalen,  der  sich  schon  im  nächsten  Jahre  zu  einem  Ver- 
bände der  Sparkassen  in  Westdeutschland,  im  Jahre  1884  zu  dem 
deutschen  Sparkassenverband  erweiterte.  Im  Jahre  1885  wurde 
u.  a.  der  Sparkassenverband  für  die  Provinz  Sachsen  errichtet, 
1887  der  Sparkassenverband  für  die  Provinz  Hannover.  Die  Füh- 
rung im  deutschen  Sparkassenverband  ging  dann  später  auf  den 
1884  gegründeten  brandenburgischen  Sparkassenverband  über. 

Der  deutsche  Sparkassenverband  umfaßt  heute  mit  seinen 
ünterverbänden  zusammen  2665  Sparkassen,  die  zu  Anfang  des 
Jahres  191 3  einen  Einlagebestand  von  ca.  17  Milliarden  Mark 
aufwiesen^). 

Daß  das  Sparkassenwesen  in  den  Postsparkassenländern  nicht 
günstiger  entwickelt  zu  sein  braucht,  beweist  folgende  Seidel- 
Pfitzner  (Sparkassengesetzgebung  S.  112)  entnommene  Uebersicht, 
welche  zeigt,  auf  wieviel  Einwohner  ein  Sparbuch  im  Jahre  1910 
entfiel. 

I.  Staaten  mit  Postsparkasse 


Oesterreich 

4,4 

Belgien 

2,6 

Ungarn 

11,0 

Luxemburg 

3,7 

Italien 

4,5 

Schweden 

2,6 

Frankreich 

2,8 

Rumänien 

30,0 

Großbritannien 

3,3 

Australien 

2,8 

Rußland 

19,0 

Neuseeland 

2,3 

Finnland 

8,9 

Japan 

6,8 

Niederlande 

3,1 

2. 

Staaten  ohne  Postsparkasse 

Deutschland 

3,0 

Norwegen 

2,4 

Schweiz  (1908) 

1,9 

Spanien 

31,0 

Dänemark 

2,0 

Von  großem  Vorteil  wäre  die  Vermittlung  der  Post  bei  den 
Ein-  und  Auszahlungen.  Die  Post  hat  den  Sparkassen  in  Rhein- 
land und  Westfalen  im  Jahre  1873  die  Vermittlung  angeboten, 
indessen  verlangte  sie  eine  so  hohe  Entschädigung,  daß  die  Spar- 
kassen den  Vorschlag  ablehnten  ^). 

1)  Nach  dem  deutschen  Sparkassenkalender  19 14. 

2)  Zu  dieser  Frage  hat  Elster  i88i  Stellung  genommen;  er  ist  der  Ansicht, 
daß  durch  eine  derartige  Einrichtung  niemals  das  erreicht  werden  könne,  woran 
der  Staat  ein  besonderes  Interesse   haben  muß,  daß   nämlich  überall,  bei  jeder 
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In  jüngster  Zeit,  am  26.  März  191 2,  wurde  der  Plan  der  Ver- 
mittlung der  Post  bei  Ein-  und  Auszahlungen  im  Reichstag  bei 
der  Beratung  des  Etats  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  von 
dem  Abg.  Beck  (Heidelberg)  wieder  angeregt;  es  wurde  aller- 
dings seitens  der  Postverwaltung  keine  Antwort  erteilt.  Der 
Standpunkt  derselben  dürfte  jedoch  aus  einem  Bescheid  zu  ent- 
nehmen sein,  den  eine  größere  Sparkasse  auf  eine  diesbezügliche 
Anfrage  erhielt.  Danach  steht  man  diesem  Plan  in  der  Postver- 
waltung durchaus  freundlich  gegenüber,  und  es  dürfte  nur  zu  wün- 
schen sein,  daß  man  ihn  weiter  verfolgt^). 

Die  Reformen  im  Sparkassen wesen,  die  seit  Ende  der  70er  Jahre 
durchgeführt  werden,  bezwecken  Erleichterung  des  Sparens  und 
Anregung  zum  Sparen.  Hinsichtlich  des  ersten  Punktes  kommt 
in  erster  Linie  die  Vermehrung  der  Sparstellen  in  Betracht;  ferner 
die  Vermehrung  der  Geschäftsstunden,  Erleichterung  der  Abfer- 
tigung, Uebertragung  der  Guthaben  auf  andere  Sparkassen, 
Schaffung  von  Kleinspareinrichtungen,  Abholungsverfahren. 

Die  Zahl  der  Sparstellen  vermehrte  sich  dauernd  in  sehr 
starker  Weise.  Für  Deutschland  existiert  eine  Statistik  leider 
erst  seit  1900.  Danach  ergibt  sich  folgende  Tabelle:  (in  die  Ge- 
samtzahl der  Sparstellen  sind  nach  Zimmermann  die  Sparstellen 
der  braunschweigischen  Leihhauskasse  eingerechnet,  die  sich  bis 
1909  auf  59,  seitdem  auf  60  beliefen). 


Jahr 

Zahl  der 
Sparkassen 

Zahl  der  bes. 
Sparstellen 

Gesamt 

Eine  Sparstelle  kommt 
Einw.  qkm 

1900 

2685 

5214 

7958 

7043 

68,0 

1901 

2715 

5358 

8  132 

6994 

66,5 

1902 

2735 

5695 

8  489 

6805 

63,7 

1903 

2792 

5894 

8745 

6704 

61,8 

Postanstalt,  Ein-  und  Rückzahlungen  erfolgen  können.  »Aber  auch  wenn  es  als 
weniger  wichtig  angesehen  würde,  der  fluktuierenden  Bevölkerung  Gelegenheit  zu 
verschaffen,  ihre  Ersparnisse  an  jedem  Ort  abheben  zu  können,  so  sei  dennoch 
eine  Tätigkeit  der  Post,  die  sich  lediglich  auf  Vermittlung  beschränkt,  nicht  als 
erstrebenswert  zu  bezeichnen,  da  die  Postverwaltung  keine  Garantie  für  die  pünkt- 
liche Verzinsung,  für  die  richtige  Rückzahlung  der  Einlagen  übernehmen  könne.« 
Dieser  Ansicht  Elsters  widerspricht  aber  wohl  die  Postverwaltung  selbst  am  bes- 
ten, denn  sie  hatte  bereits,  wie  oben  gesagt,  im  Jahre  1873  den  Sparkassen  in 
Rheinland  und  Westfalen  ihre  Vermittlung  bei  Ein-  und  Auszahlungen  angeboten 
gegen  eine  Entschädigung.  Wegen  dieser  lehnten  jedoch  die  Sparkassen,  wie 
auch  später  in  Berlin,  dieses  Angebot  ab.  Daraus  erhellt  aber,  daß  die  Postver- 
waltung eine  praktische  Durchführung  für  durchaus  möglich  hält. 

5)  Vergleiche  die  Artikel  in:  Kommunalfinanzen  19 12,  No.  12,  S.  130  und 
Sparkasse  1912,  No.  724,  S.  187. 
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Walter  HofFmann: 


Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der  bes. 

Gesamt 

Eine  Sparstelle  kommt 

Sparkassen 

Sparstellen 

Einw. 

qkm 

1904 

2821 

6033 

8913 

6673 

60,7 

1905 

2843 

6284 

9  186 

6566 

58,9 

1906 

2889 

6531 

9  479 

6452 

57,1 

1907 

2956 

6896 

9911 

6257 

54,6 

1908 

3006 

7055 

10  120 

6212 

53,4 

1909 

3039 

7186 

10  284 

6196 

52,6 

1910 

3072 

7698 

10830 

5962 

49,9 

1911 

3104 

8044 

II  208 

5832 

48,3 

1912 

3127 

8235 

II  422 

5787 

47,4 

Die  Zahl  der  Sparstellen  ist  demnach  von  7958  auf  11 422 
oder  um  43,5  Proz.  gestiegen,  während  die  Bevölkerung  sich  nur 
um  17,9  Proz.  vermehrte;  während  im  Jahre  1900  eine  Sparstelle 
auf  68,0  qkm  kam,  kam  im  Jahre  191 2  eine  bereits  auf  47,7  qkm. 

In  den  größeren  Bundesstaaten  kam  nach  Seidel-Pfitzner 
seit  1870  eine  Sparstelle  auf  Einwohner: 


Jahr 

Preußen 
Einw. 

Bayern 
Einw. 

Sachsen 
Einw. 

Württemberg 
Einw. 

Baden 
Einw. 

1870 

15  068 

1880 

13  793 

14  539 

1890 

8463 

7925 

1433 

12952 

1900 

7981 

8279 

II  972 

1269 

12453 

1910 

6345 

9728 

9952 

1058 

13563 

Wir  sehen  allenthalben  außer  Bayern  eine  starke  Vermehrung 
der  Spargelegenheit. 

Trotz  der  Vermehrung  der  Sparstellen  in  den  letzten  Jahren 
muß  aber  immer  noch  eine  weitere  Errichtung  von  neuen  Kassen 
und  Sparstellen  erstrebt  werden.  Besonders  in  den  östlichen 
Provinzen  Preußens  müssen  noch  mehr  Spargelegenheiten  ge- 
schaffen werden.  Nach  dem  preußischen  statistischen  Jahrbuch 
kam  im  Jahre  1912  eine  Sparstelle  im  Reg. -Bez.  Köslin  erst  auf 
242  qkm,  im  Reg.-Bez.  Bromberg  auf  185  qkm,  im  Reg.-Bez. 
Marienwerder  auf  159  qkm,  Gumbinnen  auf  98  qkm,  während  der 
Reichsdurchschnitt  sich  auf  47,4  qkm  belief.  Vergleicht  man  mit 
diesen  Zahlen  die  des  Königreichs  Sachsen  und  des  Königreichs 
Württemberg,  wo  auf  30  qkm  bez.  8,3  qkm  eine  Sparstelle  kommt, 
so  zeigt  es  sich,  daß  eine  weit  schnellere  Vermehrung  der  Spar- 
stellen besonders  im  Nordosten  Deutschlands  nur  mit  allem  Nach- 
druck im  Interesse  der  weiteren  Sparkassenentwicklung  zu  wün- 
schen ist,  und  daß  die  Sparkassenverwaltungen  mit  allen  Mitteln 
für  eine  ausgedehnte  Verbreitung  der  Sparstellen  besonders  auf 
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dem  flachen  Lande  Sorge  tragen  müssen,  um  der  Erfüllung  ihres 
Zweckes  gerecht  werden  zu  können. 

Die  Aufstellung  von  Sparautomaten  die  Ausgabe'  von 
Heimsparbüchsen  2),  die  Einführung  von  Sparmarken  und  Pfennig- 
sparkassen ^)  können  wesentlich  dazu  beitragen,  das  Sparkassen- 
wesen weiter  auszubreiten;  sie  bieten  zugleich  eine  Sparanregung 
und  Sparerleichterung.  Auch  eine  Vermehrung  der  Amtsstunden, 
bez.  eine  bessere  Verteilung  der  Amtsstunden  könnte  zu  einer 
größeren  Entfaltung  beitragen  ;  die  Amtsstunden  müssen  so  gelegt 
sein,  daß  jedermann  Gelegenheit  hat,  seine  Ersparnisse  zur  Spar- 
kasse zu  bringen.  Und  es  ist  nur  mit  Freuden  zu  begrüßen, 
wenn  einzelne  Sparkassenverwaltungen  diesen  Anforderungen  zu 
entsprechen  versuchen^). 

1)  Mit  der  Aufstellung  von  Sparautomaten  machten  die  Sparkassen  zu  Al- 
tona, Brandenburg  a.  H.,  Bromberg,  Dresden,  Hamburg,  München,  Posen  gute  Er- 
fahrungen, während  sich  andere  Sparkassen  über  das  Resultat  nicht  befriedigt 
aussprechen.  So  sagt  die  Teltower  Kreissparkasse  in  ihrem  Geschäftsbericht  für 
19 12,  daß  das  Ergebnis  nicht  den  gehegten  Erwartungen  entspricht. 

2)  Die  Ausgabe  von  Heimsparbüchsen  wird  von  manchen  Seiten  für  zu 
kostspielig  gehalten,  auch  wird  ein  eventueller  Zinsverlust  befürchtet  {Barthelme, 
Das  deutsche,  insbesondere  das  preuß.  Sparkassenwesen  und  das  Scher Ischt  Prä- 
miensystem 1908,  S.  74).  Was  den  ersten  Einwand  betrifft,  so  müssen  wohl  die 
Sparkassen  in  erster  Linie  darauf  bedacht  sein,  Sparerleichterungen  zu  schaffen. 
Es  kommt  natürlich  immer  die  Größe  der  Sparkasse  in  Betracht,  aber  man  darf 
keineswegs  diesen  Punkt  verallgemeinern.  Was  nun  den  »eventuellen  Zinsverlust« 
betrifft,  so  kann  hiervon  kaum  die  Rede  sein,  zumal  da  ja  die  Sparpfennige,  die 
durch  die  Sparbüchse  gesammelt  werden,  ohne  Heimsparbüchse  sicherlich  nicht 
zu  einem  Sparkapital  gesammelt  wären.  Der  Zinsverlust  dürfte  außerdem  aber 
für  den  einzelnen  Sparer  so  gering  sein,  daß  er  kaum  einige  Pfennige  ausmacht 
(M.  25. —  bringen  zu  3Y3  %  in  einem  Monat  7  ^  Zinsen !). 

3)  Von  Barthelme  wird  ausgeführt,  daß  Sparmarken  und  Pfennigsparkassen 
den  gewünschten  Erfolg  nicht  gehabt  haben.  Für  manche  Bezirke,  besonders  da, 
wo  andere  Sparerleichterungen  vorhanden  sind,  mag  dies  wohl  zutreffen.  So  sagt 
der  Verwaltungsbericht  der  Sparkasse  der  Stadt  Halle  (Saale)  für  1912:  »Der  wei- 
tere Rückgang  an  Sparmarken  in  den  letzten  drei  Jahren  ist  mit  auf  die  seit  1908 
erfolgende  Ausleihung  von  Haussparkassen  zurückzuführen,  die  sich  beim  Publi- 
kum großer  Beliebtheit  erfreuen.«  Eine  allgemeine  Hebung  des  Sparmarkensystems 
ließe  sich  vielleicht  durch  eine  Verbindung  mit  den  allerorts  bestehenden  Rabatt- 
sparvereinen herbeiführen  und  zwar  der  Art,  daß  die  Rabattsparvereine  mit  den 
Sparkassen  ein  Abkommen  schließen,  das  sie  verpflichtet,  die  Rabattsparbücher  in 
Sparkassenbücher  umzutauschen.  Auf  diese  Weise  würden  wohl  manche  Summen 
den  Sparkassen  zugehen,  die  bis  dahin,  meist  als  ein  Geschenk  angesehen,  zu 
nutzlosen  Dingen  vergeudet  wurden. 

4)  So  hat  die  städtische  Sparkasse  zu  Frankfurt  a.  M.  an  den  Samstagaben- 
den den  Abfertigungsverkehr  bei  vier  Sparstellen  bis  7*4  Uhr  verlängert,  um  »na- 
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Walter  Hoflfmann: 


Verschiedene  Sparkassen  haben  das  sogenannte  Abholungs- 
verfahren eingeführt.  Die  Mainzer  Volksbank  hatte  schon  1867 
eine  besondere  Ersparungsanstalt  mit  einem  wöchentlichen  Ab- 
holungs-  und  Einlageverfahren  ins  Leben  gerufen^),  die  aber  von 
1893  ab  als  Abteilung  der  städtischen  Sparkasse  in  Mainz  geführt 
wird.  Die  Versammlung  des  deutschen  Sparkassenverbandes  1910 
empfahl  »trotz  einiger  mißlungener  Versuche  in  Düsseldorf,  Po- 
sen und  Straßburg  das  Abholungsverfahren  als  ein  geeignetes 
Mittel  der  Erziehung  zu  planmäßiger  Wirtschaftlichkeit«^).  Das 
Abholungsverfahren,  die  Heimsparbüchsen,  die  Pfennigsparkassen, 
das  Sparmarkensystem  sind  Einrichtungen,  die  lokale  Verhält- 
nisse zu  berücksichtigen  haben.  In  manchen  Gegenden  wird  das 
Abholungsverfahren  günstige  Resultate  erzielen,  das  Sparmarken- 
system dagegen  vollständig  versagen  ^) ;  die  örtlichen  Verhält- 
nisse, die  soziale  Lage  der  Bevölkerung  spielen  hierbei  eine  große 
Rolle. 

Einen  besonderen  Sparanreiz      wollen  die  Sparprämien  ge- 

mentlich  Lohnempfängern  eine  bequeme  Spargelegenheit«  zu  schaffen.  (Verw.-Be- 
richt  19 12.) 

1)  Ueber  die  Bedeutung  und  Entwicklung  dieser  Einrichtung  gibt  eine  Fest- 
schrift der  Mainzer  Volksbank,  verf.  v.  Fritz  Keins,  Mainz  1912,  Aufschluß.  Es 
heißt  hier  Seite  3off. :  »Die  Einrichtung  der  Ersparungsanstalt  hatte  sich  seit  ihrer 
im  Jahre  1867  erfolgten  Gründung  viel  Freunde  erworben  und  wirklich  Segens- 
reiches geleistet.  Selbst  die  mit  ihr  verbundenen  Unkosten  waren  kein  Grund, 
um  die  Anstalt  aufzugeben;  denn  von  Anfang  an  hatte  man  in  diesen  Aufwen- 
dungen die  Beiträge  für  gemeinnützige  Zwecke  erblickt,  die  von  einer  ganzen 
Reihe  von  Genossenschaften  am  Jahresschluß  bei  der  Verteilung  des  Reingewinnes 
in  anderen  Formen  ausgeworfen  wurden.  Verhandlungen,  die  man  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  wiederholt  mit  der  städtischen  Sparkasse  gepflogen,  lieferten  im  Jahre 
1893,  nachdem  für  sie  ein  Neubau  errichtet  war,  das  Ergebnis,  daß  die  Erspa- 
rungsanstalt an  diejenige  Stelle  überging,  die  sie  weiter  zu  pflegen  berufen  war. 
Als  Abteilung  der  städt.  Sparkasse  hatte  sie  Ende  1910:  10  129  Einleger  mit 
einer  Wocheneinlage  von  27  600  Mark  und  mit  einem  Guthaben  von  1553000  M.« 

2)  Vgl.  Seidel  u.  Müller^  Maßnahmen  zur  Förderung  des  Kleinsparwesens 
(Sehr,  d.  V.  für  Sozialpolitik  137.  Bd.  2)  1913,  S.  334. 

3)  So  schreibt  die  Sparkasse  Berlin-Schöneberg :  Eine  Vermehrung  der  Heim- 
sparbüchsen wird  nicht  beabsichtigt,  weil  das  Sparen  kleiner  Beträge  durch  die 
Beteiligung  an  dem  Abholungsverfahren  bequemer  erreicht  wird. 

4)  Eine  nachahmenswerte  Einrichtung  hat  die  städt.  Sparkasse  Berlin-Schöne- 
berg getroffen.  Für  jedes  in  Schöneberg  geborene  Kind  wird  ein  Sparbuch  mit 
einer  gesperrten  Einlage  von  i  M.  auf  Kosten  der  Sparkasse  ausgefertigt  und  den 
Eltern  in  der  Annahme  übergeben,  daß  dadurch  der  Sparsinn  angeregt  und  daß 
diese  Maßnahme  dazu  dienen  wird,  in  volkserzieherischer  Hinsicht  auf  die  Bevöl- 
kerung einzuwirken.    So  wurden  vom  i,  April  1909  bis  Ende  1912  8662  solcher 
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ben.  Sie  sollen  den  regelmäßigen  Sparern  eine  Belohnung  in  Form 
einer  Geldprämie  sein.  Solche  Einrichtungen  besitzen  eine  ganze 
Reihe  Sparkassen ;  besonders  für  Dienstboten  und  kleine  Leute 
sind  die  Sparprämien  ein  Anreiz  zur  Spartätigkeit 

In  Anlehnung  an  das  Sparprämiensystem  ^)  hat  der  Zeitungs- 
verleger August  Scherl  ein  neues  System  ^)  ausgearbeitet.  Es 
geht  von  der  Annahme  aus,  daß  die  Zahl  der  Sparer  und  die 
Summe  der  Spareinlagen  noch  einer  erheblichen  Vermehrung 
nicht  bloß  bedürftig,  sondern  auch  fähig  seien.  Durch  Erfüllung 
zweier  Voraussetzungen  sei  diese  Steigerung  der  Spartätigkeit 
bedingt,  durch  Sparerleichterung  und  durch  besonderen  Anreiz 
zum  Sparen.  Barthebne  hat  in  seiner  Arbeit  das  System  ein- 
gehend behandelt.  Wie  der  im  Jahre  1903  von  Geheimrat  Biele- 
feldt^)  gemachte  Vorschlag,  so  spekuliert  auch  das  Seherische 
Prämiensystem  mit  der  Verlosung  auf  die  menschliche  Spielsucht. 
Wenn  auch  beide  Vorschläge  viel  für  sich  haben,  so  ist  doch 
eine  ablehnende  Haltung  gegen  sie  angebracht.  Die  Spielsucht, 
auf  der  Scherls  und  Bielefeldts  Vorschlag  letzten  Endes  basiert, 
ist  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  zu  bekämpfen.  Die 
Spartätigkeit  darf  nur  mit  Mitteln  gefördert   werden,  die  vom 

Sparbücher  ausgegeben,  die  am  Schlüsse  des  Jahres  19 12  einen  Einlagebestand  von 
305  163.85  M.  nachwiesen.  Die  Geschenksparbücher  sind  mit  folgendem  Spar- 
vermerk versehen;  »Das  Guthaben  dieses  Sparbuches,  welches  von  der  Sparkasse 
in  der  Absicht  der  Anregung  des  Sparsinns  gestiftet  wurde,  darf  bei  Lebzeiten 
des  Buchinhabers  nicht  auf  weniger  als  i  M.  verringert  werden.« 

1)  So  gewährte  die  Teltower  Kreissparkasse  19 12  an  548  sparende  Dienst- 
boten M.  7  705. —  in  Sparprämien  im  Betrage  von  M,  5» —  bis  M.  25. — ,  an  spa- 
rende Schüler  der  Schulsparkassen  M.  580. — ,  Auch  in  Düsseldorf  ist  seit  1848 
eine  Prämiierung  für  sparende  Handwerker,  Arbeiter,  Dienstboten  usw.  einge- 
führt wie  noch  an  verschiedenen  anderen  Sparkassen. 

2)  Es  möge  an  dieser  Stelle  einer  sozialen  Einrichtung  gedacht  werden,  die 
die  Stadt  Berlin-Schöneberg  eingeführt  hat.  Diejenigen  Sparer,  die  keiner  Berufs- 
vereinigung angehören,  erhalten  zu  den  Abhebungen,  die  sie  während  der  Zeit  der 
Arbeitslosigkeit  von  ihrem  Guthaben  machen,  einen  Zuschuß  aus  städtischen  Mit- 
teln. Der  Zuschuß  wird  in  einem  Jahr  für  die  Dauer  von  höchstens  60  Tagen 
gewährt.  Bedingung  ist,  daß  der  Sparer  mindestens  ein  Jahr  im  Orte  wohnt  und 
in  die  vom  städtischen  Arbeitsamt  geführte  Liste  der  Sparer  seit  mindestens  3 
Monaten  eingetragen  ist.  Einlagen,  die  erst  in  den  letzten  3  Monaten  vor  der  Ab- 
hebung gemacht  sind,  werden  nicht  berücksichtigt. 

3)  Scherl,  Aug.,  Das  Seherische  Prämiensparsystem  1904.  Barthelme,  G.y 
Das  deutsche,  insbes.  preußische  Sparkassenwesen  und  das  Scherl'sche  Prämien- 
sparsystem 1908. 

4)  Barthelme  a.  a.  O.  S.  89  ff. 
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Walter  Holfmann : 


Standpunkte  der  Volkswirtschaft  aus  als  vorteilhaft  und  gut  an- 
gesehen werden.  Es  wäre  aber  ein  Unding,  auf  der  einen  Seite 
die  Lotterie  als  verderbliche  Einrichtung  zu  bezeichnen,  auf  der 
andern  sie  jedoch  zuzulassen,  um  damit  die  Spartätigkeit  zu 
fördern.  Beide  Vorschläge  sind  auch  bis  heute  nicht  durchge- 
führt worden. 

Eine  recht  gute  Wirkung  erzielen  die  »Gesperrten«  Spar- 
kassenbücher^); sie  wirken  wie  eine  gute  Volksversicherung,  in- 
sofern man  sich  einen  Sparpfennig  fürs  Alter,  Mittel  für  die 
Aussteuer,  Militärdienst,  Miete  usw.  auf  eine  leichte  und  be- 
queme Weise  beschaffen  kann. 

Eine  weitere  Erleichterung  und  Anregung  des  Sparens  er- 
folgt durch  sparkassenähnliche  Einrichtungen,  wie  Schulsparkassen, 
Arbeitersparkassen,  Mietsparkassen,  Konfirmandensparkassen  u.  a. 
{vgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  137  III). 

Die  jüngsten  Reformen  im  Sparkassenwesen  suchen  eine 
bankmäßigere  Ausgestaltung  und  eine  Zentralisation  einzuführen. 
Das  erstere  soll  erreicht  werden  durch  weitere  Ausbreitung  des 
Uebertragungsverkehrs,  sowie  durch  Einführung  des  Scheck-  und 
Kontokorrentverkehrs,  das  andere  durch  Schaffung  eines  Zentral- 
instituts. Was  den  Uebertragungsverkehr  ^)  betrifft,  so  ist  eine 
allgemeine  Verbreitung  wünschenswert;  der  Scheck  und  Konto- 
korrentverkehr^)  bedingt  eine  starke  Aenderung  der  bisherigen 

1)  Die  Einlagen  gelten  auf  Antrag  für  eine  bestimmte  Zeit  gesperrt,  so  daß 
der  Einleger  nicht  oder  nur  mit  Genehmigung  der  Sparkassenverwaltung  darüber 
verfügen  darf. 

2)  Unter  Uebertragungsverkehr  versteht  man  die  Möglichkeit,  ein  Spargut- 
haben ohne  Zinsverlust  und  ohne  sonstige  Schwierigkeit  von  einer  Sparkasse  auf 
«ine  andere  umzuschreiben.    Das  geschieht  z.  B.  beim  Wegzug. 

3)  Als  erste  deutsche  Sparkasse  hat  die  Lippesche  Landesspar-  und  Leihe- 
kasse den  Scheckverkehr  eingeführt;  durch  Verordnung  vom  i.  Dezember  1883 
wurde  ihr  der  Scheckverkehr  gestattet.  Ich  verweise  auf  Michael,  Ueber  die  Aus- 
dehnung der  Tätigkeit  der  Sparkassen  insbesondere  Pflege  des  Scheckverkehrs 
durch  dieselben.  1891,  der  die  Einführung  des  Scheckverkehrs  lebhaft  befürwor- 
tet. Nachdem  durch  das  Reichsscheckgesetz  vom  11.  März  1908  den  Sparkassen 
in  §  2.  I  ausdrücklich  die  passive  Scheckfähigkeit  zuerkannt  war,  ist  in  Preußen 
•durch  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  den  öffentl.  Sparkassen  die  Ein- 
führung eines  Scheck-  und  Kontokorrentverkehrs  neben  dem  bisherigen,  nur  auf 
Verwaltung  von  Spargeldern  gerichteten  Betrieb  mit  Genehmigung  des  Oberpräsi- 
denten erlaubt,  wenn  dazu  ein  lokales  Bedürfnis  vorliegt.  In  einer  Erläuterung 
heißt  es  dann,  daß  der  Umstand,  daß  durch  Banken  schon,  für  den  Depositen-? 
verkehr  gesorgt  sei,  allein  nicht  ausreiche,  der  Sparkasse  diese  Einrichtung  zu 
versagen.    Im  allgemeinen  sei  davon  auszugehen,   daß  in  einfachen  Verhältnissen 
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Organisation.  Die  Frankfurter  Zeitung  veröffentlicht  in  ihrer 
Ausgabe  vom  25.  7.  191 2  einen  Artikel  Gottings  aus  der  Spar- 
kasse, in  dem  er  für  die  Einführung  des  Scheckverkehrs  bei  den 
Sparkassen  eintritt,  und  fügt  Gottings  Ausführungen  folgende  Be- 
merkung zu:  »Allerdings  dürfen  die  Sparkassen  nicht  übersehen, 
daß  mit  einer  Ausbildung  des  mehr  bankmäßigen  Verkehrs  auch 
die  Sorge  für  eine  entsprechende  Liquidität  der  Anlagen  zusam- 
mengehen muß«.  Dieser  Einwand  ist  von  banktechnischem  Stand- 
punkt aus  als  richtig  zu  bezeichnen. 

Endlich  möge  noch  des  Gedankens,  ein  Zentralinstitut  der 
Sparkassen  zu  errichten,  näher  gedacht  werden.  Schon  im  Jahre 
1897  wurde  in  einer  Mitgliederversammlung  des  deutschen  Spar- 
kassenverbandes der  Plan  eines  Zentralinstitutes  erörtert.  Diese 
Idee  fand  auch  bei  den  meisten  Sparkassen  Anklang;  nur  die 
großstädtischen  Sparkassen  äußerten  Bedenken.  Das  Ministerium 
des  Innern  lehnte  durch  Erlaß  vom  22.  April  1902  ein  Eingehen 
auf  den  vorgelegten  Plan  ab,  die  technische  Konstruktion  des 
Instituts  ^)  wurde  beanstandet.  Damit  aber  war  der  Beschluß 
des  deutschen  Sparkassenverbandes,  auf  die  Errichtung  eines 
Zentralinstitutes  hinzuwirken,  nicht  rückgängig  gemacht.  Eine 
neue  Anregung  erhielt  dieser  Gedanke  durch  die  Gründung  des 
sächsischen  Giroverbandes  und  durch  die  Frage  der  Errichtung 
einer  Deutschen  Kommunalbank.  Ende  des  Jahres  1909  hatte 
sich  ein  Komitee  von  Landräten  gebildet^  um  in  ihrer  Eigenschaft 


ein  derartiger  Geschäftsbetrieb  weniger  angezeigt  ist  als  in  Orten  mit  regem  Ge- 
schäftsverkehr und  bei  Kassen  mit  mehr  bankmäßiger  Entwicklung.  Gegen  diese 
Verordnung  wendet  sich  im  Bankarchiv  "Dx.  Kühne  (1909/10,  S.  54  ff.),  dem  dann 
Landesbankrat  Reusch  entgegnet  (S.  85  fF.).  Gegen  den  Scheckverkehr  wendet  sich 
dann  auch  Schachner  (Bankarchiv  1909/10,  S.  214  fF.). 

Ueber  den  Scheck-  und  Giroverkehr  bei  Sparkassen  findet  sich  auch  in  den 
Untersuchungen  über  das  Volkssparwesen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  eine  Arbeit  von 
Eberle,  Der  Scheck-  und  Giroverkehr  vom  Standpunkt  der  Sparkassen  (Sehr.  d. 
V.  f.  S.  Bd.  137.  II.  S.  341  ff.)  1913-  Ferner  i?z>i/^/,  Der  Scheck- und  Giroverkehr 
bei  den  Sparkassen  19 10. 

i)  Die  Anstalt  sollte  nämlich  aus  Sparkassenmitteln  begründet  werden  und 
befugt  sein,  das  reguläre  Bankgeschäft  auch  im  Verkehr  mit  Privaten  zu  betrei- 
ben. Das  Ministerium  wies  darauf  hin,  daß  die  in  Aussicht  genommenen  Haupt- 
zwecke des  Instituts,  Beschaffung  von  Geldmitteln  in  Zeiten  allgemeiner  Krisen 
und  Zentralstelle  des  Uebertragungsverkehrs,  nicht  erreicht  und  hinsichtlich  der 
Sicherheit  der  Sparkassen  in  kritischen  Zeiten  ernstliche  Gefahren  heraufbeschworen 
würden. 
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Walter  Hoffmann: 


als  Vertreter  der  Landkreise  im  Interesse  der  Kreise  selbst  sowie 
der  kreisangehörigen  Kommunen  die  Fragen  des  Kommunal- 
kredits und  der  Sparkassenorganisation  zu  erörtern.  Der  deut- 
sche Sparkassenverband  hat  nicht  nur  ein  Mitglied  in  das  Ko- 
mitee der  Landräte  delegiert,  sondern  hat  auch  dem  Ausschuß 
ausdrücklich  seine  Sympathie  mit  dem  Plane  der  Kommunal- 
bank'  zum  Ausdruck  gebracht;  die  deutsche  Kommunalbank 
wurde  als  die  geeignetste  Girozentrale  und  damit  als  das  von 
den  deutschen  Sparkassen  gev^ünschte  Zentralinstitut  bezeichnet^). 
Die  Durchführung  ^)  der  Kommunalbank  würde  zweifellos  für  die 
Weiterentwicklung  des  Sparkassenwesens  von  großem  Einfluß 
sein. 

Die  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  in  Deutschland  ver- 
anschaulichen folgende  Seidel  und  Pfitzner^  Sparkassengesetzge- 
bung S.  11/12  entnommenen  Zahlen  (191 2  ergänzt  nach  der 
neuesten  Statistik). 


Jahr 

1875 

1880 
1890 
1900 

I9I0 

I9I2 


Zahl  der 
Bücher 


14  864 

21  534 

22  979 


Einlagen  in 
Mill.  Mark 

1  869,2 

2  613,8 

5  137,3 
8  838,6 
16  780,6 
18  680,0 


Ein  Sparbuch 
kommt  auf 
.  .  .  Einw. 


3,8 
3,0 
2,9 


Einlagen  pro 
Kopf  der 
Bevölk. 
in  Mk. 

44 

58 
104 
158 

259 
282 


In  den  einzelnen  Bundesstaaten  hat  sich  das  Sparkassen- 
wesen in  verschiedener  Weise  entwickelt  ^). 


1)  Die  Deutsche  Kommunalbank  soll  zur  besseren  Regelung  des  Geld  Ver- 
kehrs der  deutschen  Kommunen  und  ihrer  Anstalten  und  zur  Verbesserung  des 
kommunalen  Anleihewesens  begründet  werden.  Insbesondere  soll  den  einzelnen 
Gemeinden  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  jederzeit  Anleihen  zu  erhalten.  Sie 
soll  ferner  den  Sparkassen  eine  Zentralkasse  für  die  Zwecke  des  Uebertragbar- 
keitsverkehrs,  des  Geldausgleichs  und  des  Giroverkehrs  darbieten.  Das  Institut 
soll  die  Form  einer  unter  Staatsaufsicht  stehenden  öfFentlichrechtlichen  Anstalt  er- 
halten, soll  Kommunaldarlehen  gewähren  und  dafür  Kommunalscheine  ausgeben. 
Der  eigentliche  Bankverkehr  mit  dem  Publikum,  insbesondere  die  Annahme  von 
Depositen  —  außer  von  Gemeinden  und  Sparkassen  —  ist  satzungsgemäß  ausge- 
schlossen. 

2)  Die  Ausführungen  über  die  Deutsche  Kommunalbank  sind  der  Arbeit  des 
Landrats  Trüstedt-Berent  »die  Deutsche  Kommunalbank«  (3.  Bearbeitung)  ent- 
nommen. 

3)  Vgl.  Seidel' Pfitzner^  Sparkassengesetzgebung  S.  13. 


Die  Arbeitsteilung  zwischen  Sparkassen  und  Depositenkassen. 
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Ein  Sparkassenbuch  kam  19 10  auf  ....  Einwohner  in 


Bayern  (ohne  Privatsparkassen)     6,5  Waldeck  2,1 

Oldenburg  5,6  Anhalt  2,1 

Mecklenburg-Schwerin  4,6  Hamburg  2,0 

Hessen  4,4  Lippe  1,8 

Elsaß-Lothringen  3,9  Koburg-Gotha  1,8 

Mecklenburg-Strelitz  3,9  Schaumburg-Lippe  1,7 

Baden  3,2  Reuß  ältere  Linie  1,7 

Württemberg  3,2  Sachsen-Altenburg  1,6 

Preußen  3,1  Lübeck  1,6 

Schwarzburg-Sondershausen  2,9  Königreich  Sachsen  1,5 

Sachsen-Meiningen  2,7  Bremen  1,3 

Großherzogtum  Sachsen  2,2  Reuß  jüngere  Linie  1,2 

Schwarzburg-Rudolstadt  2,2 


Danach  haben  sich  die  Sparkassen  am  günstigsten  in  den 
thüringischen  Kleinstaaten,  im  Königreich  Sachsen  und  in  den 
Hansestädten  entwickelt,  am  ungünstigsten  in  Bayern. 
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Ich,  Walter  Alexis  Karl  Hoffmann,  wurde  am  20.  September 
1891  zu  Eisleben  geboren  und  bin  evangelischer  Konfession. 
Nach  einer  vierjährigen  Vorbereitung  auf  der  ersten  Knaben- 
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Heimatstadt  und  verließ  es  Ostern  19 10  mit  dem  Zeugnis  der 
Reife,  um  mich  zunächst  dem  Bankfach  zu  widmen.  Nachdem 
ich  mir  praktische  kaufmännische  Kenntnisse  angeeignet  hatte, 
begann  ich  Ostern  191 1  meine  volkswirtschaftlichen  Studien  an 
der  Universität  Berlin,  wo  ich  5  Semester  studierte;  ich  besuchte 
sodann  i  Semester  lang  die  Universität  Tübingen  und  siedelte 
schHeßlich  nach  Gießen  über,  um  hier  meine  Studien  zu  be- 
enden. 

Zu  meinen  Lehrern  durfte  ich  rechnen:  in  Berlin  die 
Herren  Bomhake  Brunner,  Delbrück^  Eberstadt,  Groethuysen, 
Günther,  Hintze,  Jastrow,  Kanfmann,  Köbner,  Külbs,  Kwitze, 
Lasson,  Marschall  v.  Bieberstein,  Oppenheimer,  Riesser,  Sering, 
Skalweit,  Sternfeld,  Ad.  Wagner,  Weinstein,  Wilamowitz- Möllen- 
dorf,  Martin  Wolff;  in  Tübingen  die  Herren  Fuchs,  Sartorius, 
Smend,  StepJiinger ;  in  Gießen  die  Herren  Gisevius,  Roloff, 
Skalweit.  Ich  besuchte  die  Seminare  und  Uebungen  der  Herren 
Skahveit  und  Eberstadt  in  Berlin ;  Fuchs,  Sartorius,  Smend  und 
Stephinger  in  Tübingen ;  Skahveit  in  Gießen. 

Ihnen  allen  zu  danken ,  insbesonders  aber  Herrn  Privat- 
dozenten Dr.  Pfitzner,  der  mich  vor  allem  bei  der  letzten  Aus- 
arbeitung beraten  hat,  ist  mir  ein  aufrichtiges  Bedürfnis. 


